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V Vor wenigen Tagen hat ein Gericht im US-Bundesstaat New 
Hampshire angeordnet, die Amazon-Sprachassistentin Alexa als Kron-
zeugin in einem Mordfall aufzurufen. Die Frauenstimme aus der Laut-
sprecherbox, die auf Zuruf eine schier unendlich lange Playlist abspielt, 
kann im Haushalt auch gut zuhören. Sie ist Segen und Fluch zugleich, 
also eigentlich kein Wunder, dass Amazon vorerst die Datenherausga-
be für diesen Mordfall verweigerte. Alexa nimmt sich wie eine Allego-
rie auf das gesamte Internet aus. Vor kurzem wurden darin noch die 
Hoffnungen auf eine demokratischere Gesellschaft mit direkter Beteili-
gung gesehen, doch mittlerweile gleicht die öffentliche Wahrnehmung 
von Social Media und Internet geradezu einer Dystopie. Von Hass-Po-
stings, Sexismus und rechten Verschwörungstheorien ist hier die Rede, 
während die nationalen Regierungen nur mühsam lernen, dass auch der 
Cyberspace rechtlich geregelt werden muss. Wir haben dem Internet ein 
Dossier gewidmet und fragen, ob die Demokratie so eigentlich noch zu 
retten ist? Und wir ziehen Bilanz: Ein Jahr nach Schwarzblau und acht 
Jahre nach dem Arabischen Frühling schauen wir, wie die Lage in Ös-
terreich und in Tunesien so ist. 

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Sexismus, Aggression, Verschwörung: 

Problemfall Internet.

Illustration: P.M. Hoffmann
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Die „Freiheitlichen Arbeitnehmer“ haben 
kürzlich die von der Bundesregierung be-
schlossene Indexierung der Familienbeihil-
fe für eine Kampagne genutzt, die in einem 
Tabubruch gemündet hat. 
Zwei Bilder wurden von den „Freiheitlichen 
Arbeitnehmern“ via Facebook verbreitet: 
Auf dem einen Bild ist eine lächelnde dun-
kelhäutige muslimische Frau mit Kopftuch 
zu sehen. Auf dem anderen Bild sind zwei 
fröhlich lachende hellhäutige muslimische 
Frauen mit Kopftuch zu sehen. 
Beide Bilder wurden mittels Computer-
programmen manipuliert, sodass eine 
Hand den Frauen Geldscheine unter die 
Nase hält. Die Geldscheine sind rot durch-
gestrichen. Daneben bzw. darunter findet 
sich der Text „Familienbeihilfe für Kinder 
im Ausland wird gekürzt“ bzw. „Regierung 
kürzt Geld für Kinder im Ausland“.
Nun, der Text ist falsch. Die Familienbeihil-
fe wird nicht durchgehend gekürzt, sondern 
je nach Land entweder gekürzt oder erhöht. 
Was aber noch gravierender ist: Betroffen 
von der Indexierung sind nicht alle Kinder 
im Ausland, sondern ausschließlich Kinder 
in europäischen Länder. Für Kinder in Län-

dern außerhalb des EU/EWR-Raums wird 
schon seit längerem gar keine Familienbei-
hilfe ausbezahlt. 
Verheerender als der unpräzise und teil-
weise irreführende Text ist die Wirkung 
der Bilder. Die Bilder vermitteln gezielt den 
falschen Eindruck, als würde ein erheb-
licher Teil der indexierten Familienbeihil-
fe an Kinder in afrikanischen Ländern bzw. 
an muslimische Kinder gehen. 
Auf diese Weise werden Vorurteile ge-
schürt. Und es werden negative Emotionen 
gegen die lachenden Frauen, denen bisher – 
laut den manipulierten Bildern – Geld ent-
gegengestreckt wurde, geweckt.
Solcherart Vorurteile zu schüren und nega-
tive Emotionen zu wecken ist für sich ge-
nommen schon perfide und schäbig. Dass 
aber der amtierende Vizekanzler Österrei-
chs aktiv an der Verbreitung eines dieser 
Bilder mitwirkte, stellt einen Tabubruch 
dar. Es ist das erste Mal seit vielen Jahr-
zehnten, dass ein hochrangiger Vertreter 
der Bundesregierung ein politisches Vor-
haben ausnützt, um gegen Menschen auf-
grund ihrer Herkunft, Hautfarbe und Reli-
gionszugehörigkeit zu hetzen.

Dem Tabubruch folgte gleichsam ein zwei-
ter: In der Bundesregierung fand sich nie-
mand, der Kritik am Vizekanzler übte. Auf 
die Frage, ob er nicht manchmal zusam-
menzucke, wenn er rassistische Wortmel-
dungen seines Koalitionspartners höre, ant-
wortete Bildungsminister Faßmann, dass 
„diese Dinge nicht im Ministerrat ange-
sprochen werden“. Außerdem wäre es „der 
Anfang vom Ende der Regierungszusam-
menarbeit, wenn man hier ständig öffent-
lich Protest anmeldet“, so Faßmann. Was 
mit anderen Worten bedeutet: Toleranz ge-
genüber Hetze ist unausgesprochener Teil 
des türkis-blauen Regierungspaktes.
Unter diesem Gesichtspunkt muss auch 
der „Gipfel gegen Hass im Netz“ gesehen 
werden, den Bundeskanzler Kurz und Vi-
zekanzler Strache abgehalten haben. Eine 
Antwort auf die Frage, wer den Hass stoppt, 
der durch hochrangige Regierungsmit-
glieder angestachelt wird, gab es auf die-
sem Gipfel nicht.

Illustration: Petja Dimitrova

HANDLUNGSBEDARF

Im Fadenkreuz:  
Frauen mit Kopftuch 
Die Bundesregierung ruft zum „Kampf gegen Hass im 

Netz“ auf. Wie glaubwürdig ist das?

Kommentar: Alexander Pollak
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A uch vor den US-amerikanischen 
Midterm Elections Anfang No-
vember war die Frage wieder: Wer-

den russische Bots und Troll-Armeen die 
Wahlentscheidung beeinflussen? So, wie es 
offenkundig bei den Präsidentschaftswah-
len passiert ist, in den USA, in Frankreich, 
oder auch bei den Bundestagswahlen in 
Deutschland. Gesicherte Antworten darauf 
sind nicht leicht zu geben, wenngleich Ex-
pertInnen in der Vergangenheit mehrfach 
Spuren zu russischen Hackergruppen zu-
rückverfolgen konnten. Aber wenn es bei 
Wahlen nicht mehr allein darum geht, wel-
cher politische Kandidat gewinnen wird, 
sondern um die Frage, ob Manipulationen 
das Ergebnis verfälschen, ist nicht bereits 
dann etwas faul in der Demokratie? 

FAKE NEWS 
UND 
HATE MAILS 
Vom Internet hatte man sich viel 
erwartet: die Demokratisierung 
der Gesellschaft mit bis dahin 
ungeahnten Möglichkeiten. Statt-
dessen wuchern Verschwörungs-
theorien und Hassbotschaften in 
den Sozialen Medien. Ist die 
Demokratie in Gefahr, wie 
manche warnen? 
Text: Gunnar Landsgesell 
Illustrationen: P.M. Hoffmann

Zeynep Tufekci, Autorin von „Twitter and 
Tear Gas“ (2017) und renommierte Tech-
Soziologin mit Lehrauftrag in Harvard, 
glaubt: Auch wenn kein einziger Rubel für 
Desinformation ausgegeben wurde, und 
auch wenn kein einziger Stimmenzählappa-

rat manipuliert wurde, sind demokratische 
Wahlen unter diesen Vorzeichen bereits ge-
hackt. In einem Kommentar für die „New 
York Times“ schreibt Tufekci, dass die Le-
gitimität einer Wahl auf der Akzeptanz der 
Wählerschaft basiert, dass das Verfahren 

fair abläuft. Im Gegensatz dazu glauben 
in den USA laut einer jüngsten Umfrage 
46 Prozent der Befragten, dass ihre Stim-
me nicht korrekt gezählt wird. Und rund 
ein Drittel vermutet, dass eine ausländische 
Macht die Wahlergebnisse beeinflusst.

Misstrauen gesät
Nun sind Wahlanfechtungen und Neuaus-
zählungen nicht nur in den USA, sondern 
seit den Präsidentschaftswahlen auch in 
Österreich bekannt. Entscheidend ist laut 
Tufekci aber der Zweifel, der, nur lange 
und intensiv genug gesät, soviel Misstrau-
en erzeugt, dass er auch das Wahlverhalten 
der Bürgerinnen und Bürger verändert. Es 
ist, ganz generell gesprochen, der grassie-
rende Vertrauensverlust in die Institutio-

DIE LEGITIMITÄT EINER 
WAHL BASIERT AUF DER 

AKZEPTANZ, DASS DAS VER-
FAHREN FAIR ABLÄUFT.

MO 53/Dossier: Hass im Netz
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längst von Internetkonzernen, Verschwö-
rungstheoretikern und rechtsextremen Agi-
tatoren gekapert? 

Social Media als öffentliche Sphäre
So schlimm ist es nicht, möchte man ein-
wenden. Social Media spielen immer noch 
eine wesentliche Rolle, wenn es darum 
geht, objektive Informationen aus schwa-
chen Demokratien wie Ungarn, der Türkei 
oder aus de facto Diktaturen wie Weißruss-
land zu erhalten, wo ein repressiver staat-
licher Zugriff auf Medien herrscht. Soziale 
Medien haben sich bewährt, wenn es um 
die Mobilisierung von Protest geht, und sie 
sind als virales Medium jedem Flugblatt 
überlegen. 
Zeynep Tufekci rechnet Social Media der 
öffentlichen Sphäre zu, und das hat seine 
guten Gründe. Zugleich wird das aber auch 
zum Problem. Wenn der politische Wett-

streit der besten Argumente einer Politik 
von Fake News, Alternative Facts und trot-
zigen Behauptungen weicht, die auch der 
Präsident eines Staates millionenfach mit 
einem Klick verbreiten kann, droht sich 
die Gesellschaft in ein virtuelles Schlacht-
feld zu verwandeln. 
Ein jüngstes Beispiel dafür ist die Kontro-
verse um den CNN-Journalisten Jim Acos-
ta, der sich bei einer Pressekonferenz im 
Weißen Haus das Mikrophon nicht durch 
eine Mitarbeiterin von Donald Trump aus 
der Hand nehmen lassen wollte. Seine Ab-
wehrgeste wurde zum politischen Streitfall, 
der Acosta seine Akkreditierung kostete, 
wofür der Nachrichtensender CNN mitt-
lerweile die US-Regierung geklagt hat. Der 
Fall Acosta machte aber auch das kühle Ver-
ständnis Donald Trumps für die Mittel der 
Macht sichtbar. Das Weiße Haus griff auf ein 
Video, das der britische YouTuber Paul Jo-
seph Watson, ergänzt um eine Großaufnah-
me, über den Vorfall erstellt hat. Watson ist 
Editor-at-large für das rechte Internet-Por-
tal Infowars.com, das regelmäßig durch dort 

verbreitete Verschwörungstheorien auffällt 
und eine libertäre, paläokonservative Rich-
tung vertritt: Man will den Einfluss des Staa-
tes zurückdrängen, lehnt den Sozialstaat ab 
und glaubt, dass geheime Eliten, zu deren 
Strohmännern man auch Barack Obama 
zählt, an einer „Neuen Weltordnung“ bas-
teln. Während solche Ansichten im analo-
gen Zeitalter nur in versprengten rechts-
extremen Publikationen zu finden waren, 
gehen sie nun, geschickt verpackt, viral. 
Paul Joseph Watson, ein aufgeweckter Bur-
sche, betreibt auf YouTube einen Kanal, 
der derzeit 1,4 Millionen Abonnenten hat. 
Nach der Diskussion über sein „doctored 
video“ zum Fall Acosta dürften es wieder 
einige mehr werden. Schon der Reiz, sich 
gegen die Mehrheit zu stellen, klingt attrak-
tiv. Im Internet entwickelt sich daraus eine 
besondere Dynamik. 

Der Traum der Kryptoanarchisten
Der damalige Google-Vorsitzende Eric 
Schmidt drückte seine Begeisterung über 
das WWW in seinem 2013 erschienen 
Buch „Die Vernetzung der Welt: Ein Blick 
in die Zukunft“ so aus: „Das Internet ist das 
größte Anarchismusexperiment aller Zei-
ten. Die Onlinewelt (...) wird kaum durch 
Gesetze beschränkt.“ Fünf Jahre später lässt 
sich das immer noch bestätigen. 
Yvonne Hofstetter, Geschäftsführerin ei-
nes deutschen Technologieunternehmens 
und Internetforscherin, kommentiert die 
Vision des Ex-Google-Chairmans in ih-
rem Buch „Das Ende der Demokratie – 
Wie die künstliche Intelligenz die Politik 
übernimmt und uns entmündigt“ (2016), 
so: „Eric Schmidt wiederholt, was Krypto-
anarchisten anstreben: sich im Netz ohne 
den Einfluss staatlicher Macht zu entfalten, 
und mehr noch, staatliche Strukturen mit 
den Technologien der Digitalisierung ganz 
zu beseitigen.“ 
Hofstetter spricht dabei einen zentralen 
Punkt an, der viel mit der problemhaften 
Entwicklung des Internets zu tun hat. Das 
Internet ist bis heute ein wenig geregelter 
Raum, der digitale Anonymität verspricht 
und scheinbar dazu einlädt, die Grenzen 
der eigenen Freiheit ohne Sorge vor Konse-
quenzen auf Kosten anderer auszudehnen. 

FALL ACOSTA: DAS WEISSE 
HAUS VERLINKTE AUF EIN 

VIDEO DES INFOWARS-
REPORTERS PAUL J. WATSON.

nen des Staates, der die Demokratien heute 
umtreibt. Dieser Verlust an Vertrauen gilt 
auch als eine der zentralen Motivationen, 
warum Menschen stärker für autoritäre Lö-
sungen ansprechbar sind. Der Auslöser da-
für ist zwar nicht das Internet, es spielt bei 
diesen Entwicklungen aber eine entschei-
dende Rolle. 
Die Zeiten, als man sich von der digitalen 
Öffentlichkeit erhoffte, sie würde die di-
rekte Demokratie bis in die Wohnzimmer 
bringen, die Möglichkeiten der Partizipa-
tion in neue Sphären hieven, die Trans-
parenz politischer Prozesse vorantreiben 
und schließlich auch ein freies Forum für 
Meinungsaustausch und Pluralität bie-
ten, scheinen vorbei. War man naiv, das zu 
glauben? Oder wurde das World Wide Web 
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Raum der Macht
Dass der Cyberspace ein Raum ohne Macht 
wäre, wie Kryptoanarchisten oder auch Eric 
Schmidt insinuieren, stimmt aber so nicht. 
Hofstetter dazu: „Auch im digitalen Raum 
wird Macht ausgeübt. Nur: Die Macht liegt 
nicht beim Staat. Macht – wir erinnern 
uns: die Möglichkeit, Einfluss auszuüben, 
um die soziale Wirklichkeit zu gestalten, 
zu verändern – verschiebt sich gerade auf 
nie dagewesene Weise. Das Machtmono-
pol des Staates besteht nicht mehr unein-
geschränkt. Stattdessen wird Macht von 
privaten Institutionen wie GAFAM ausge-
übt. Der Macht, die Menschheit umzubau-
en, geht ihre wirtschaftliche Macht voraus. 
Und sie verfügen über sagenhafte wirt-
schaftliche Macht.“ Mit GAFAM sind die 
Internet-Riesen Google, Apple, Facebook, 
Amazon und Microsoft gemeint. Apple al-
lein erzielte im Geschäftsjahr 2018 (Okto-
ber 2017 bis September 2018) einen Um-
satz von rund 266 Milliarden US-Dollar. 
Der Umsatz von Amazon lag bei 178 Mil-
liarden Dollar. Dazu kommt der extrem 
hohe Anlagenwert, den die Unternehmen 
an den Börsen halten. Damit zählen sie zu 
den größten Konzernen der USA. 

Monopolisierung der Macht
Die Monopolisierung der Macht ist ein er-
klärtes Ziel der Silicon-Valley-Giganten, 
die Konkurrenten lieber aufkaufen als sich 
mit ihnen zu messen. Das bringt sie, so wie 
etwa deren an Profiten gemessene, lächer-
lich geringe Steuerleistung, regelmäßig in die 
Schlagzeilen. Man kommt den Internetrie-
sen nicht mehr aus. Ulrich Dolata schreibt in 
den Blättern für deutsche und internationale 
Politik: „Nahezu jeder, der im Internet unter-
wegs ist, nutzt mindestens ein Angebot der 
führenden Internetkonzerne Apple, Google, 
Amazon und Facebook. In den vergangenen 
Jahren hat deren Marktmacht... massiv zuge-
nommen. Damit haben die Konzerne auch 
enorme gesellschaftliche Bedeutung erlangt. 
Denn auf deren Plattformen verbringen die 
Nutzer heute nicht nur einen Großteil ih-
rer Zeit im Internet. Ihr Verhalten wird auch 
maßgeblich geprägt durch die Standardein-
stellungen, Features und algorithmischen 
Sortier- und Selektionsfunktionen, denen sie 
dort unterworfen werden.“ Die Algorithmen 
und Filterblasen, mit denen Google und Co 
den Horizont ihrer User beschränken, wur-
den mittlerweile vielfach thematisiert.

Internet-Riesen zerschlagen?
Die Frage, wie sich der wachsende Einfluss 
der Internetkonzerne eingrenzen lässt, be-
schäftigt heute immerhin die Politik. Lange 
wurde nicht einmal versucht, die Konzerne 
einer stärkeren politischen Kontrolle zu un-
terwerfen. Doch die haben längst Realitäten 
geschaffen, in denen sie selbst die Regeln 
bestimmen. Das wird deutlich, wenn sich 
Facebook oder Youtube weigern, ein Hass-
Mail, ein kompromittierendes Video oder 
eine Neonazi-Botschaft zu löschen. Den 
Regierungen fehlen die Druckmittel, und 
oft auch die Gesetze. Das Problem beginnt 
schon dabei, dass Soziale Medien gar nicht 
unter das Mediengesetz fallen. Obwohl mil-
liardenschwere Unternehmen, die ihre In-
halte redaktionell bearbeiten und Diskur-
se in bestimmten Bereichen wohl stärker 
mitbestimmen als etwa Tageszeitungen, 
können sie sich erstaunlich leicht aus der 
Verantwortung ziehen. Da das Internet aus-
schließlich in privaten Händen ist, könnte 
man sagen, kein Wunder, Unternehmen in-
teressiert eben nicht Demokratie und Plu-
ralismus, sondern ihr Gewinn. 

Corinna Milborn und Markus Breitenecker 
schreiben in ihrem Buch „Change the 
Game“: „Die Vorteile der Meinungsfrei-
heit, die Social Media für zivilgesellschaft-
liche Bewegungen und Oppositionelle bie-
tet, treten in den Hintergrund, wenn man 
sich die Wirkungen von Facebook und You-
Tube in den letzten großen Wahlkampag-
nen seit 2015 ansieht: Die Weigerung, sich 
als Medien zu klassifizieren und die Ver-
antwortung von Herausgebern über die ei-
genen Feeds und Streams zu übernehmen, 
öffnete der Manipulation und Spaltung Tür 
und Tor. Lügen über politische Gegner, Ver-
schwörungstheorien, gezielte Wahlwerbun-
gen an immer kleinere Gruppen ohne jeg-
liche Möglichkeit von Faktenchecks und 
demokratischem Diskurs, Hetze bis hin zur 
Demobilisierung von Wählern und dem 
Provozieren eines grundlegenden Vertrau-
ensverlustes in das System und die Demo-
kratie an sich waren (bei Wahlkampagnen, 
Anm.) die bestimmenden Themen auf Fa-
cebook und YouTube... Sie stellten dafür 

DAS PROBLEM BEGINNT DA-
MIT, DASS SOZIALE MEDIEN

 GAR NICHT UNTER DAS
MEDIENGESETZ FALLEN.

nicht nur die Tools zur Verfügung und ver-
dienten an der Werbung, sie tolerierten und 
befeuerten Manipulation und Lügen in ei-
nem Ausmaß, das – wenn man an die im-
mer besser werdende künstliche Intelligenz 
der Algorithmen denkt – ein düsteres Bild 
von der Zukunft von Demokratie zeichnet.“ 
Nur langsam entwickelt sich darüber in 
Europa ein Bewusstsein dafür, gegenzu-
steuern. Die Vorschläge sind unterschied-
lichster Art: Sie reichen von der Gründung 
eigener sozialer Dienste und Plattformen 
bis zur strengen Reglementierung der US-
Konzerne bis zu deren Entflechtung. Wäh-
renddessen bestimmen Facebook und Co 
unsere Kommunikations- und Konsumver-
halten munter weiter. 

Hate Mails und Public Shaming
Warum das Internet wie ein Magnet für 
Hass, Rassismus, Sexismus, rechtsextre-
me Rülpser und öffentliche Bloßstellun-
gen wirkt, beschäftigt zunehmend auch 
die Öffentlichkeit. Man erinnert sich an die 
31-jährige Italienerin Tiziana C., von der 
ein intimes Video ins Netz gelangte, wor-
auf eine Welle der Häme begann. Man wit-
zelte über ihren Dialekt, inszenierte Paro-
dien und entwarf Schmählieder. Eineinhalb 
Jahre später war die auf Fotos fröhlich wir-
kende Frau tot, sie hatte sich das Leben ge-
nommen. 
Zwei Drittel der jungen Frauen in Öster-
reich berichten laut einer Umfrage, dass sie 
auf Social Media schon mit verbaler Gewalt 
konfrontiert waren. Bildet sich also im vir-
tuellen Raum die Gesellschaft so ab, wie sie 
ist? Oder bringt der Schutz der Anonymität 
besondere Verhaltensweisen hervor? 

Die NICHT-Anonymität ist das Problem
Der Autor und Blogger Sascha Lobo hält 
die Möglichkeiten, die Soziale Medien mit 
ihrer „Kombination aus Niedrigschwel-
ligkeit und Dokumentierbarkeit“ bieten, 
grundsätzlich für „supergroßartig“. In sei-
nem Beitrag „Das Ende der Gesellschaft“ in 
den „Blättern für deutsche und internatio-
nale Politik“ (2016) schreibt Lobo: „Soziale 
Medien versetzen uns durch ihre Mischung 
aus Spontaneität und Dokumentation in 
die Lage, den Menschen in die Köpfe zu 
schauen.“ Milliarden Mittagessenfotos sei-
en nunmehr Teil einer Öffentlichkeit. Mil-
liarden Likes für falsch übersetzte Benja-
min-Franklin-Zitate auch. Die öffentliche 
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Niederschrift sei mit einem Mal kein Kri-
terium der Durchdachtheit mehr, und Lobo 
ortet in diesen Selbstveräußerungen einen 
regelrechten Schatz. Die Ambivalenz dieses 
„Schatzes“ äußert sich allerdings auch da-
rin, wie sich der Konsens eines zivilisier-
ten Miteinanders, wie sich also „live un-
sere Illusion von der Gesellschaft auflöst“, 
so Lobo weiter. „Da schreibt ein Mann aus 
Österreich anlässlich des Lieferwagens, in 
dem 71 Flüchtlinge erstickt sind: ‚Scha-
de, dass es nur 71 waren!’ Da schreibt je-

net eine neue spezifische Qualität der Ge-
walt hervorgebracht? Lobo zitiert Frank 
Schirrmacher, der in einem Tweet schon 
2012 schrieb: „Nicht die Anonymität, son-
dern der ansteigende Grad der NICHT-an-
onymen Hass-Komentare und –Mails, von 
Sarrazin bis Grass, ist beunruhigend.“ Lobo 
sieht mit der Illusion der Gesellschaft auch 
einen ihrer zentralen bürgerlichen Wer-
te schwinden: den der Mäßigung. „Mäßi-
gung erkennt man vor allem daran, was 
als extrem gilt. Das von Extremisten ver-
wendete Schlagwort ‚Lügenpresse’ zielt in 
erster Linie auf ebendiesen Kern bürgerli-
cher Öffentlichkeit. Wer ‚Lügenpresse’ sagt, 
meint eigentlich: Die Medien sind nicht be-
reit, meine extremistische, kompromisslose, 
ungemäßigte Werthaltung abzubilden. Weil 
Extremismus und der autoritäre Ausschluss 
des Anderen Hand in Hand gehen, zielt der 
Begriff ‚Lügenpresse’ auch auf den Pluralis-
mus.“  
Den Lügenpresse-Rufern ginge es nicht da-
rum, auch ihre Interpretation der Realität 
abgebildet zu sehen, sondern ausschließlich 
ihre. Der Abschied von der medialen Mä-

ßigung ist dabei mit dem Erfolg der sozia-
len Medien eng verschränkt. Dort werden 
Sensation und Zuspitzung tendenziell be-
vorzugt. Soziale Medien sind riesige, enorm 
wirksame „Gefühlsschleuderwerke“, deren 
Hauptzweck die Emotion ist. „Information“, 
so Lobo, „kommt erst lange danach.“ Damit 
hat man es mit einer ganz anderen öffent-
lichen Sphäre zu tun, die nicht auf Faktizi-
tät basiert, sondern auf der Emotion. Für 
das Prinzip der Demokratie ist das hinge-
gen ein schlechter Treibstoff, sie basiert im-
mer noch darauf, dass Menschen sich rati-
onal zueinander verhalten und Interessen 
ausverhandeln. 
Vielleicht liegt der Wert der Sozialen Medi-
en ja genau darin, einen gesellschaftlichen 
Paradigmenwechsel sichtbar zu machen, 
bei dem es aber weniger darum geht, die 
Symptome, als die Ursachen zu bekämpfen. 
In einer Gesellschaft, der ein bislang unge-
ahnter Reichtum an Information und Wis-
sen zur Verfügung steht, den sie auf para-
doxe Weise kaum zu nutzen weiß.

HAUPTZWECK SOZIALER 
MEDIEN IST EMOTION. 

INFORMATION KOMMT ERST 
LANGE DANACH.

Zwei Drittel der jungen Frauen in Österreich berichten laut einer Umfrage, dass sie auf Social Media 

schon mit verbaler Gewalt konfrontiert waren.

mand aus Deutschland, er plädiere dafür, 
die Flüchtlingskrise zu lösen, indem man 
die Bundeswehr Flüchtlingsboote versen-
ken lässt.“ Und als in einem Zoo in den 
USA ein Gorilla erschossen wird, als die-
ser einen schwarzen vierjährigen Buben er-
greift, der in den Käfig gefallen ist, bedau-
ert im Shitstorm danach jemand den armen 
Gorilla, der „für das dumme Kind“ getötet 
wurde. Ist es also der risikolose Schuss aus 
dem Hinterhalt, der die Poster zu solchen 
Meldungen verleitet? Oder hat das Inter-
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Gerüchte und gestreute Falschmeldungen sind taugliche
Mittel rechter Politik. Selten war sie damit so erfolgreich wie in

sozialen Medien. Warum eigentlich?
Text: Zoran Sergievski

RECHTE POLITIK 
UND IHRE 

FOLLOWER  

Falsche Beschuldigung gegen Eltaf H., Lehrling aus der Initiative „Ausbildung statt Abschiebung“. Die Staatsanwaltschaft ermittelt.
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P lötzlich war Eltaf H. einer der meist 
gehassten Menschen im Land. Ir-
gendjemand hatte ihn auf einem Foto 

auf die Facebook-Seite einer anderen Per-
son verlinkt. Während der mittelgroße Lehr-
ling Eltaf H. schlank und gepflegt wirkt, war 
auf dem verlinkten Facebook-Profil jedoch 
ein dicker Hüne mit Rauschebart zu sehen. 
Trotz der offensichtlichen Verwechslung ent-
flammte der virtuelle Scheiterhaufen. Den 
Inquisitor gab der freiheitliche Klubobmann 
Johann Gudenus, er bezeichnete Eltaf H. in 
Presseaussendungen und auf Facebook als 
„Fan einer Terrororganisation“ und verwies 
dabei auf das Foto mit dem besagten Link 
zu einer anderen Person. Es ist eines von 
vielen Fotos der Initiative „Ausbildung statt 
Abschiebung“, die Eltaf mit Oberösterreichs 
Landesrat Rudi Anschober und Bundesprä-
sident Alexander Van der Bellen zeigen.
Im Kampagnen-Video der Initiative lobt 
Eltafs Chef, der eine Supermarkt-Filiale in 
Neumarkt im Hausruck leitet, den Halb-
waisen aus Afghanistan als fleißig und ge-
sellig. Der Junge käme zu jeder Firmenfei-
er. Dieser Bursche sollte ein Terrorfan sein? 
Der Boulevard blies zum Marsch gegen den 
„Vorzeigeflüchtling“. Gudenus zeigte ihn 
an. Als schließlich bewiesen war, dass es 
sich um eine Verwechslung handelte, wies 
der blaue Politiker jede Verantwortung zu-
rück. Wieso sollte er sich bei Eltaf H. ent-
schuldigen? Anschober sei für seine Face-
book-Seite selbst verantwortlich, und damit 
für den Link zu der falschen Person. Später 
stellte die Staatsanwaltschaft auch das Er-
mittlungsverfahren gegen diese andere Per-
son ein, denn auch im Facebook-Account 
dieser Person seien keinerlei Hinweise auf 
terroristische Vereinigungen gefunden wor-
den, so die Staatsanwaltschaft.

Bewährtes Rezept
Die Geschichte enthält alle Zutaten aus der 
rechtsextremen Hexenküche: „Stichhaltige“ 
Gerüchte, eine Falschmeldung und schließ-
lich Strohmann-Argumente, mit denen die 
Schuld einfach auf den Gegner abgewälzt 
wird. Ein Rezept, das die Linguistin Ruth 
Wodak auch bei der aktuellen Bundesregie-
rung ausmacht. Die ÖVP habe durch die 
Übernahme des FPÖ-Stils im Wahlkampf 
den Rechtsextremismus in die „Mitte“ der 
Gesellschaft geholt, urteilt sie im Aufsatz 
„Schamlose Normalisierung“.

bedeute vor allem, „ihre Bilder nicht unge-
brochen weiter zu verbreiten, denn das ist 
genau das Kalkül. Bilder wirken stärker als 
Worte. Selbst wenn warnende Worte bei ei-
nem Bild stehen, bleibt am Ende der Ein-
druck des Bildes selbst über.“ Solche Bil-
der nicht zu verschicken sei eine leichte, 
aber effektive Maßnahme, um die Botschaft 
nicht unbeabsichtigt zu verstärken. So wie 
das erst jüngst wieder passiert ist: Als die 
Freiheitlichen Arbeitnehmer auf Facebook 
die Kürzung der Familienbeihilfe für Kin-
der im Ausland feierten, illustrierten sie das 
mit der Fotomontage einer Muslima. Das 
Bild wurde zwar scharf kritisiert aber auch 
zu diesem Zweck vielfach geteilt.

Neue Parteimedien
Daher sei es zu kurzsichtig, die Kritik auf 
soziale Medien zu beschränken, mahnt 
Strobl: „Was wir gerade sehen, ist ein tief-
gehendes Aufbrechen gesellschaftlicher Ge-
wissheiten. Das passiert nicht wegen Face-
book oder Twitter, sondern wird eben auch 
von etablierten Medien befeuert.“ Dort sei 
ein deutlicher Rechtsdrall sichtbar, meint 
die Forscherin: „Manche Stimmen kommen 
einfach gar nicht vor, etwa die von Armuts-
betroffenen.“
Jakob-Moritz Eberl fordert die Einhaltung 
der Gemeinschaftsstandards der Online-
Plattformen ein. Doch selbst wenn weder 
die noch Gesetze gebrochen werden, kann 
ein Hassklima entstehen. Dabei unterstüt-
ze gerade der Boulevard PolitikerInnen und 
Parteien dabei. Die extreme Rechte hat laut 
Strobl „daraus schon früh, um 2000, ihre 
Schlüsse gezogen und eine eigene Medien-
parallelwelt geschaffen.“

Daran erinnert auch der Fall des Lehrlings 
Eltaf H. Ein geflüchteter Jugendlicher, der 
als Lehrling in Österreich arbeitet, löst 
bei einigen Menschen symbolische und 
existenzielle Ängste aus. Emotionen, die 
rechtspopulistische Politiker geschickt zu 
übersetzen wissen: Es geht wiedermal um 
Muslime, die das Schnitzel verbieten und 
Mädchen verhüllen wollen. Und es geht um 
Fremde, die österreichischen Jugendlichen 
die Stelle wegnehmen. Beide Erzählungen 
funktionieren, wobei laut Studien rechte 
Politiker die symbolisch-kulturelle Ebene 
bevorzugen, weil diese sich als wirksamer 
erwiesen hat. Die Politologin und Autorin 
Natascha Strobl sieht darin einen einfachen 
Grund: „Die extreme Rechte hat auf ökono-
mischer Ebene nichts Neues anzubieten au-
ßer denselben ungezügelten Neoliberalis-
mus oder einen biederen Protektionismus. 

Das unterscheidet sie von der Linken gra-
vierend. Deswegen verlegt sie die Kämpfe 
auf die kulturelle Ebene.“
Der Kommunikationswissenschaftler Ja-
kob-Moritz Eberl von der Universität Wien 
verweist darauf, dass gerade die FPÖ mit 
ihren Postings zu Migration „eine Lawine 
an Wut-Emojis“ erzeugt. Es sei erwiesen, 
dass wütende BürgerInnen aufmerksamer 
und eher mobilisierbar sind. Das wüssten 
die Freiheitlichen zu nützen. Für Natascha 
Strobl ist es am wichtigsten, nicht auf sol-
che Inszenierungen hereinzufallen. Das 

DIE EXTREME RECHTE HAT 
SCHON FRÜH IHRE EIGENE

 MEDIENPARALLELWELT 
GESCHAFFEN.

*FPÖ-TV 21.4 | Oesterreichzuerst 11.1

ABONNENTINNEN, FANS UND FOLLOWERINNEN (NOVEMBER 2018)

Facebook twitter YouTube Instagram

H.-C. STRACHE 792.000 53.500 - 29.800

J. GUDENUS 113.000 1.800 - 4.800

S. KURZ 779.000 315.000 5.900 54.400

FPÖ 117.000 - 33.500* 7.500

ÖVP 57.000 18.300 800 6.400
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FPÖ-Parteichef Heinz-Christian Strache 
und Klubchef Johann Gudenus setzen ins-
besondere auf Facebook (siehe Tabelle). 
Die FPÖ gehörte zu den „early-adopters, 
den Allerersten und Effektivsten“, die auf 
solche Strategien gesetzt haben, sagt Eberl. 
Damit sind vor allem Straches Facebook-
Account und die YouTube-Auftritte der 
FPÖ gemeint. Das Erfolgsrezept für Stra-
ches starke Social-Media-Präsenz sei eine 
durch-und-durch personalisierte Kom-
munikationspolitik. „Was sich bei anderen 
Parteien auf Einzel-Accounts verschiedener 
Akteure verteilt und daher nicht so leicht 
managen lässt, wird bei der FPÖ über die 
Facebook-Seite des Parteichefs organisiert. 
Zusätzlich bietet sich die Politik der kurzen 
und vereinfachenden Antworten besonders 
für Facebook an“, sieht Eberl ein Zusam-
menspiel von Online-Medium und simpler 
Botschaft. Während die Freiheitlichen ger-
ne gegen den „Staatsfunk“ und die „ORF-
Zwangsgebühren“ wettern, haben sie sich 
vor bereits sechs Jahren auf YouTube einen 
eigenen Kanal eingerichtet. FPÖ-TV be-
richtet über politische Ereignisse streng aus 
blauer Perspektive und versucht so, an jun-
ge User anzudocken. Auch TV-Diskussio-
nen, etwa aus dem ORF, sind hier zu sehen. 
Allerdings werden sämtliche Mitdiskutan-
tInnen herausgeschnitten. Was übrig bleibt, 
ist eine One-Man-Show statt eines Wett-
streits der Argumente. Das machte auch bei 
den Nachbarn in Deutschland Eindruck. 
„Vor allem die AfD schielt in den letzten 
Jahren deutlich nach Österreich. Mit AfD 
Kompakt TV wurde das FPÖ-TV bereits  

kopiert“, erklärt der Experte. Auch die Ex-
pertise holte man sich aus Österreich, bei 
AfD Kompakt TV gibt ein Burschenschaf-
ter und Ex-Mitarbeiter von „unzensuriert.
at“ den Ton an, wie der „Falter“ enthüllte.
Medien wie diese als Parteimedien einzu-
setzen ist neu. Dabei steht weniger der Dia-
log als das Verlautbarungsorgan im Vorder-
grund. Kommentare, die andere Meinungen 
vertreten, verschwinden systematisch, stell-
te der „Der Standard“ 2017 fest. Und wenn 
die Postings doch auf die Seite durchgestellt 
werden, sind sie als konträre Meinung in 

diesem Umfeld nicht unbedingt wirksam. 
Allerdings ist das Konzept der Filterblase, 
also einer für den Nutzer eingeschränkten 
Welt, umstritten. Jakob-Moritz Eberl ver-
weist auf Studien, die zeigen, dass junge 
Menschen auf sozialen Medien eher auf 
gegenteilige Meinungen treffen als sie das 
bei der täglichen Morgenlektüre ihrer zwei 
bevorzugten Tageszeitungen tun würden. 
Ganz grundsätzlich plädiert Eberl für ver-
stärkte Medienbildung für die Generation 
der Baby-Boomer. Sie wären eher anfällig 
für Fake News und Hassbotschaften und 
teilen diese öfters.

Mit einem Mausklick
Dass Menschen sich unter Gleichgesinnten 
bewegen, sei jedenfalls nicht unnatürlich. 

Es liege „ja grundsätzlich im Kern unseres 
Sozialverhaltens“, ergänzt Eberl. Das habe 
es auch früher, im Zeitalter analoger Me-
dien gegeben: „Wir nehmen viel eher neue 
Informationen auf, wenn sich diese mit un-
seren vorhandenen Einstellungen decken. 
Soziale Medien machen diesen Vorgang 
nur viel einfacher, quasi mit einem Maus-
klick.“ 
Natürlich haben Internet-Foren auch po-
sitive Seiten. Für Eberl erlauben sie eine 
stärkere Einbindung der BürgerInnen in 
politische Prozesse. Natascha Strobl er-
innert daran, „dass soziale Medien auch 
Orte gelebter Solidarität und Demokra-
tie sein können.“ Das erfuhr sie persön-
lich, nachdem jemand auf ihr Küchenfens-
ter schoss und sie das Foto des Lochs teilte. 
Ihre Facebook-Freunde sprachen ihr Mut 
zu. Strobl, Ko-Autorin von „Die Identitä-
ren. Handbuch zur Jugendbewegung der 
Neuen Rechten in Europa” über die Iden-
titäre Bewegung, engagiert sich zwar wei-
terhin, wurde bei ihren Aktivitäten aller-
dings vorsichtiger: „Das ist nicht schön und 
genau das Ziel dieser Anfeindungen gegen 
einzelne Menschen.“ Verständlich also, 
dass auch der Lehrling Eltaf H. nach dem 
Trubel und den Anwürfen von Gudenus 
nicht mehr mit den Medien reden möch-
te. Auch nicht für diese Geschichte, heißt 
es in Rudi Anschobers Pressebüro. Johann 
Gudenus hat sich, soweit bekannt, bei El-
taf H. nicht entschuldigt. Auch auf seiner 
Facebook-Seite erfolgten weder ein Wider-
ruf noch eine Entschuldigung. Eine Anfra-
ge für diesen Beitrag blieb unbeantwortet. 
Im September hatte die FPÖ Oberöster-
reich und danach der Parlamentsklub die 
Behauptungen gegen den jungen Afghanen 
widerrufen und die „Unannehmlichkeiten“ 
bedauert. Rudi Anschober ist das zu wenig, 
er bereitet Klagen wegen des Verdachts der 
üblen Nachrede und Verleumdung und des 
damit einhergehenden „Rufmordes an ei-
nem Lehrling“ vor. Interessant war in die-
sem Zusammenhang der Regierungsgipfel 
gegen Hass im Netz. Was ist von dieser In-
itiative zu erwarten? So viel „wie von ei-
nem Wolf, der Schafe hüten soll: nichts. 
Die Hetzer sitzen in dieser Regierung“, sagt  
Natascha Strobl.

DIE POLITIK DER VEREINFA-
CHENDEN ANTWORTEN

 BIETET SICH FÜR FACEBOOK 
BESONDERS GUT AN.

Politologin Natascha Strobl: Soziale Medien 

können auch Orte gelebter Solidarität und 

Demokratie sein.

Kommunikationswissenschaftler Eberl: Die FPÖ 

gehörte zu den Allerersten und Effektivsten, die 

auf Social Media Strategien gesetzt haben. 
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FPÖ: Mit einem rassistischen Clip den 

Regierungsgipfel konterkariert.

Regierung also schon eine gewisse Kalt-
schnäuzigkeit attestieren, den Gipfel da-
für zu benützen, um sich selbst als Op-
fer zu präsentieren. Angesichts dieser fast 
schon bizarren Umkehr der Verhältnisse 
passt es gut ins Bild, dass die FPÖ noch am 
gleichen Tag auf ihrer Facebook-Seite eine 
weitere Hassbotschaft lancierte. Zu sehen ist 
der Videoclip mit den Pressestatements von 
Kurz und Strache, und darunter ein Video, 
das vom E-Card-Missbrauch handelt. In ei-
nem Cartoon betritt ein Männchen namens 
„Ali“ eine Arztpraxis, um sich „seine Zähne 
auf Vordermann bringen zu lassen.“ Aller-
dings mit der E-Card seines Cousins Mus-
tafa. Dazu erklärt Sozialministerin Beate 
Hartinger-Klein: „Ein Missbrauch, dass sich 
jene in unser Sozialversicherungssystem 
schummeln, die einfach keine Sozialversi-
cherung gezahlt haben.“ Pech gehabt, heißt 
es im Video weiter. Der ZIB 2-Anchorman 
Armin Wolf kommentierte das FPÖ-Video 
auf Twitter mit den Worten: „Gegen offe-
ne Ausländerfeindlichkeit und Rassismus 

Warum die Regierung sich schwer damit tut, eine klare Linie zu 
Hass im Netz zu finden, und wie die Reaktionen zum Anti-

Gewalt-Gipfel ausgefallen sind.
Text: Alexander Pollak

SHOWGIPFEL 
MIT PANNEN

im Netz scheinen Klarnamen ja eher wenig 
zu helfen.“ Nach Kritik wurde der Clip kurz 
darauf von der Website entfernt.

Skeptische Reaktionen
Wenig begeistert vom Gipfel der Regierung 
zeigten sich auch ExpertInnen und Betrof-
fene. Netzexpertin Ingrid Brodnig warnt vor 
der Einschränkung der Anonymität im Netz. 
Sie weist auf die Gefahr hin, dass „hier bür-
gerliche Freiheiten stark eingeschränkt wer-
den“. Darüber hinaus könne ein Schwarz-
markt mit fremden Identitäten entstehen. 
Viel wichtiger sei es, das Personal bei der 
Justiz auszubauen, damit Hassrede konse-
quenter verfolgt werden kann, fordert Brod-
nig. Darüber hinaus sollen Gesetzeslücken 
geschlossen und strenger bei Facebook & 
Co. hingesehen werden, so die Netzexpertin.
Gegen eine Identifikationspflicht im Netz 
spricht sich auch Sigrid Maurer aus, deren 
Fall die Regierung unter Druck und den 
Gipfel ins Rollen gebracht hatte. Es gebe 
viele legitime Gründe im Netz nicht mit 
Klarnamen unterwegs zu sein, etwa weil 
es die ArbeitskollegInnen nichts angeht, 
was man in der Freizeit mache, oder weil 
man nicht wolle, dass persönliche Daten 
gesammelt werden können, oder, weil man 
vom stalkenden Ex-Freund nicht gefunden 
werden wolle. Anonymität im Netz bedeute 
Schutz, betont Maurer. Dieser Schutz könne 
von einzelnen Menschen missbraucht wer-
den, aber es sei völlig unverhältnismäßig, 
deshalb die Freiheit im Netz für alle zu be-
schränken. Über weitere konkrete Schritte 
äußerten sich die Regierungsspitzen nicht.

E in gelungener Auftakt zum „Kampf 
gegen Hass und Untergriffigkeiten“ 
im Internet, wie es Bundeskanzler 

Sebastian Kurz auf der Pressekonferenz 
formulierte, war dieser Gipfel nicht gera-
de. Knapp eine Stunde dauerte der lange 
angekündigte Anti-Gewalt-Gipfel, danach 
traten Kurz und Vizekanzler Heinz-Chris-
tian Strache vor die Presse. Das Wording, 
auf das sie sich vorab geeinigt hatten, lautete 
„digitales Vermummungsverbot“. Auf eine 
Klarnamen-Pflicht verzichtet die Regierung 
zwar, Ziel sei es aber, den Behörden die ra-
sche Ausforschung möglicher Straftäter im 
Netz zu erleichtern. Wie das konkret funk-
tionieren soll, verrieten Kurz und Strache 
nicht. Auch nicht, wie der Zeitplan für die 
nötigen Maßnahmen aussieht. Konkreter 
war man, als es um die Opfer des Hasses im 
Netz ging. Vizekanzler Strache betonte, dass 
sowohl Kurz als auch er selbst Zielscheibe 
von Hass seien und er dieses Thema daher 
persönlich kenne. Aber er habe eine dicke 
Haut, versicherte Strache. 
Dass die Regierung sich schwer damit tut, 
eine klare und konkrete Linie gegen Hass 
im Netz zu finden, überrascht nicht. Im-
mer wieder ist sie selbst es, die bei sozialen 
Fragen die Bevölkerung gegeneinander aus-
spielt, während die FPÖ es geradezu zum 
Teil ihres Geschäftsmodells gemacht hat, 
gegen Geflüchtete oder Muslime zu het-
zen. Der Vize-Kanzler selbst erinnert in re-
gelmäßigen Abständen daran, wenn er auf 
seiner reichweitenstarken Facebook-Seite 
Bilder und Texte verbreitet, die zu Vorur-
teilen und Hass anstacheln. Man muss der 
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Sexismus ist kein Online-Phänomen. Dennoch wuchert im
Netz der Frauenhass ganz besonders.

Text: Brigitte Theißl 

VERNETZTE 
HASS-KULTUR

W er den Namen Anita Sarkeesi-
an in eine Suchmaschine ein-
tippt, stößt ziemlich schnell 

auf widerliche Dinge. Hasserfüllte Videos 
gekränkter Maskulinisten, rassistische Fo-
tomontagen, sexistische Kommentare. Vor 
rund sechs Jahren hat die amerikanisch-ka-
nadische Kommunikationswissenschafte-
rin und Videobloggerin all das in geballter 
Form erlebt. Sarkeesian plante eine Video-
Serie zu sexistischen Stereotypen in Vi-
deospielen und sammelte dafür Geld auf 

der Crowdfunding-Plattform Kickstarter. 
Eine Frau, die die Männerdomäne „Ga-
ming“ feministisch analysiert, war offen-
bar schon Provokation genug. Allein die 
Ankündigung des Projekts sorgte für ei-
nen wochenlangen Shitstorm, ihr Youtu-
be-Kanal wurde als „terroristisch“ gemel-
det, ihr Wikipedia-Eintrag verunstaltet, in 
einem Spiel mit dem Titel „Beat Up Anita 
Sarkeesian“ konnte auf ihr Gesicht einge-
schlagen werden, das sich dabei zusehends 
blau verfärbte. 

Anonymität enthemmt
Anita Sarkeesians Geschichte ist kein Ein-
zelfall. Hasskommentare und Drohungen 
können prinzipiell jede und jeden treffen, 
der sich im Internet bewegt. Und doch ha-
ben sie System. Denn die strukturelle Dis-
kriminierung der Offline-Welt ist auch im 
Netz wirkmächtig: Sexismus oder auch 
Rassismus, Homofeindlichkeit und Klassis-
mus (aufgrund sozialer Herkunft) treffen 
Menschen in sozialen Netzwerken ebenso 
wie in der U-Bahn oder auf dem Schulhof. 

Kaum ein Fernsehauftritt einer Politikerin oder Journalistin, der nicht von untergriffigen Kommentaren im Netz begleitet wird.
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Seiten, wo sich Gleichgesinnte in relativ ge-
schlossenen Gruppen treffen, kommt ein 
gefährlicher Verstärker-Effekt zum Tragen: 
Nutzer werden in ihrer Weltsicht bestätigt 
– und vielleicht sogar von anderen zu Hass 
und Hetze ermutigt. Das Resultat ist oftmals 
ein „Silencing“ von Betroffenen: Insbeson-
dere Frauen, die auf Facebook oder Twit-
ter mit frauenfeindlichen Kommentaren 
und Drohungen konfrontiert sind, schrän-
ken die Sichtbarkeit ihres Profils ein oder 
ziehen sich ganz aus den Netzwerken zu-

rück. Das ist gerade deshalb so problema-
tisch, da das Internet einen immer höheren 
Stellenwert in unserer alltäglichen Kommu-
nikation einnimmt. Auf sozialen Netzwer-
ken werden nicht nur alte Freundschaften 
gepflegt und Katzenfotos gepostet, sondern 
auch politische Debatten geführt. #MeToo 
machte zuletzt eindrucksvoll deutlich, wel-
che Schlagkraft feministischer Aktivismus 
im Netz entwickeln kann: Tausende Frauen 
weltweit teilten ihre Erfahrungen mit Sexis-
mus, Belästigung und sexualisierter Gewalt 
und inspirierten so unzählige Initiativen. 

Hilfestellung 
Gewalt, die sich im Netz gegen Frauen rich-
tet, beschäftigt mittlerweile auch die Poli-
tik. Immer wieder machen Fälle deutlich, 
dass Gesetze Betroffene von Online-Atta-
cken nur unzureichend schützen. Für inter- 

Dossier: Hass im Netz/MO 53

nationales Aufsehen sorgte zuletzt der Fall 
Sigi Maurer: Die ehemalige Politikerin der 
Grünen wurde wegen übler Nachrede ver-
urteilt, nachdem sie die sexuell belästigen-
den Nachrichten eines Mannes via Face-
book veröffentlich hatte. 
Sich gegen GewalttäterInnen im Netz zu 
wehren, kostet somit nicht nur Überwin-
dung, sondern birgt auch juristische Fall-
stricke. Wer online mit Drohungen, Beläs-
tigung oder Mobbing konfrontiert ist oder 
Betroffene in seinem Umfeld unterstützen 
möchte, sollte unbedingt Hilfe bei einer Be-
ratungsstelle suchen. 
In Österreich betreibt der Verein ZARA 
– Zivilcourage und Anti-Rassismus-
Arbeit eine Beratungsstelle namens  
#GegenHassImNetz. Juristische und psy-
chosozial geschulte MitarbeiterInnen in-
formieren dort über rechtliche Grundla-
gen und mögliche Handlungsoptionen. 
Hasspostings werden darüber hinaus auch 
bei den jeweiligen IT-Unternehmen wie  
Facebook oder YouTube gemeldet, um eine 
Löschung zu erwirken. Gerade von diesen 
Unternehmen wird man oft allein gelas-
sen. Noch immer agieren die CEOs der Si-
licon-Valley-Riesen äußerst zurückhaltend, 
wenn es darum geht, Verantwortung dafür 
zu übernahmen, was in Facebook-Gruppen 
oder auf Youtube-Channels passiert: Hass, 
Hetze und Manipulation in erschreckendem 
Ausmaß rufen längst nach juristischen und 
auch technischen Lösungen. Die Videoblog-
gerin Anita Sarkeesian ist nach wie vor – er-
folgreich – im Netz aktiv. Viel zu viele Frau-
en haben indes ihren Account gelöscht. 

Brigitte Theißl ist Redakteurin beim feministi-

schen Magazin „an.schläge“, Freie bei „dieStan-

dard“, Bloggerin und Social-Media-Nutzerin der 

ersten Stunde. Beleidigungen und Drohungen ge-

hören für sie als „Netzfeministin“ zum Alltag.

#METOO MACHTE DEUTLICH, 
WELCHE SCHLAGKRAFT

FEMINISTISCHER AKTIVIS-
MUS IM NETZ HABEN KANN.

Sexismus im Netz lässt sich auch mit Zah-
len untermauern. So zeigt eine US-ameri-
kanische Studie aus dem Jahr 2017, dass 
junge Frauen im Netz doppelt so häufig 
mit sexueller Belästigung konfrontiert sind 
wie gleichaltrige Männer. Beim britischen  
„Guardian“ wertete man 70 Millionen Le-
serInnen-Kommentare nach bestimmten 
Kriterien quantitativ aus. Ein Ergebnis: Un-
ter den zehn JournalistInnen, die die meis-
ten Hasskommentare erhielten, befanden 
sich acht Frauen. Die beiden betroffenen 
Männer waren schwarz. 
Dass Menschen Frauenfeindlichkeit und 
Sexismus – ebenso wie andere Formen der 
Diskriminierung – oft so ungehemmt im 
Netz ausleben, könnte nicht zuletzt mit der 
Anonymität der NutzerInnen zu tun haben. 
WissenschafterInnen sprechen von einem 
„Online-Enthemmungseffekt“: Wer im In-
ternet mit einer anderen Person kommu-
niziert, kann ihr nicht in die Augen sehen, 
keine Gestik und Mimik wahrnehmen und 
entwickelt somit weniger Empathie. Die 
Hemmschwelle, anderen gehässig zu be-
gegnen und sie zu beleidigen, sinkt. Per-
sonen, die in der Öffentlichkeit stehen, be-
kommen das besonders heftig zu spüren: 
kaum ein Fernsehauftritt einer Politikerin 
oder Journalistin, der nicht von untergriffi-
gen Kommentaren begleitet wird. Der Hass, 
ein Hintergrundrauschen des Alltags. Im-
mer mehr Betroffene machen das auch öf-
fentlich. So wandte sich Umweltministerin 
Elisabeth Köstinger (ÖVP) im Oktober an 
jene Hass-Poster, die ihre Figur nach der 
Geburt ihres Kindes kommentierten, sie 
beschimpften und abwertend über ihre 
Schwangerschaft sprachen. 

„Gamergate“ 
Angriffe gegen Frauen, insbesondere femi-
nistische Aktivistinnen, passieren im Netz 
aber auch konzertiert. Was 2014 mit einem 
verleumderischen Posting des Expartners 
der Spieleentwicklerin Zoë Quinn begann, 
mündete in eine monatelange Hasskam-
pagne gegen Quinn und zahlreiche Kolle-
ginnen, die als „Gamergate“ bekannt wur-
de. User im Umfeld rechter Gruppierungen 
verabredeten sich gezielt in Foren und ent-
wickelten dort Ideen für weitere Aktionen. 
Eine Plattform, die dabei eine wesentliche 
Rolle spielte, nennt sich „4chan“. Das 2003 
gegründeten Imageboard, das durch Ano-
nymität und lasche Kontrolle geprägt ist, 
entwickelte sich im Laufe der Jahre zu ei-
ner regelrechten Brutstätte menschenfeind-
licher Diskurse. Auf 4chan und ähnlichen 

Anita Sarkeesian: analysierte die Männerdomäne 

„Gaming“ und wurde zur Zielscheibe.

Sigrid Maurer: Machte derbe sexistische Sprüche 

publik und wurde in der Folge verurteilt.
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I ch stehe oben am Deck auf der Fäh-
re Richtung Tunis. 18 Stunden vorher 
haben wir in der italienischen Hafen-

stadt Civitavecchia abgelegt. Endloses Blau, 
wohin das Auge blickt, das Wasser ist rela-
tiv ruhig und glitzert im Sonnenlicht. Ein 
beruhigender Anblick. Aber ich denke an 
all die unzähligen Menschen, die ihr Le-
ben in diesen Gewässern verloren haben, 
mit der Hoffnung auf ein besseres Leben, 
mit der Hoffnung, gerettet zu werden. Das 
Mittelmeer ist mittlerweile ein Massen-
grab für Migrantinnen und Migranten ge-
worden. Am Abend zuvor höre ich ein Ge-
spräch auf dem Deck. Einige Urlauber mit 
tunesischen Wurzeln möchten für die Ver-
storbenen im Mittelmeer das islamische ri-
tuelle Totengebet verrichten. Alleine 2018 
sind bereits mehr als 1.500 Menschen auf 
der gefährlichen Überfahrt nach Europa 
ertrunken. Die Zahl der Rettungsschiffe ist 
gesunken, EU-Politikerinnen und Politiker 
bezeichnen die Helferinnen und Helfer als 
Schleuserbanden. Das Sterben hört trotz-
dem nicht auf, wer überlebt und in Europa 

gefasst wird, wird abgeschoben. Die Men-
schen suchen verzweifelt noch gefährliche-
re Fluchtrouten. Das Sterben im Mittelmeer 
hat sich in die Sahara verlagert.
Acht Jahre nach dem Arabischen Frühling 
gilt Tunesien immer noch als Vorzeigebei-
spiel der Demokratisierung in der arabi-
schen Welt. Zu den Wahlen 2011 traten 80 
Parteien an, stärker könnte der Kontrast zu 
den Wahlen unter dem autokratisch regie-

renden Präsidenten Zine El-Abidine Ben 
Ali nicht sein. Er floh nach anhaltenden 
Protesten nach Saudi Arabien. Heute füh-
ren hohe Jugendarbeitslosigkeit und Kor-
ruption immer wieder zu landesweiten De-
monstrationen. Die politische Landschaft 
wird seither von zwei Fronten geprägt: die 
säkulare Sammlungspartei Nidaa Tounes 
(„Ruf Tunesiens“), die wesentlich die tune-

REPORTAGE

Acht Jahre Arabischer 
Frühling. Und jetzt?
Tunesien ist das einzige Land, dessen demokratischer  

Aufbruch nach dem Arabischen Frühling erfolgreich verlief. 

Doch Unmut regt sich. Ein Lokalaugenschein. 

TEXT: NOUR-EL-HOUDA KHELIFI 

FOTOS: HIBAT-ULLAH KHELIFI

Ein Gefühl der Vertrautheit 
macht sich in mir breit.  

Aber auch ein
Unbehagen.

sische Elite mitprägt, und die islamistische 
Ennahda („Bewegung der Wiedergeburt“), 
eine volksnahe Partei, die das Potenzial zu 
einem neuen Islam hat, der Menschenrech-
te und Rechtsstaat achtet. Schwierig ist die 
Lage in Tunesien, einem Land doppelt so 
groß wie Österreich, auch durch über zwei 
Millionen Flüchtlinge aus Libyen. Eine He-
rausforderung für die Politik, die Lage auch 
wirtschaftlich stabil zu halten.
Wir haben noch eine Stunde, bis die Fähre 
anlegt, und schon jetzt sieht man den Müll 
im Wasser. Plastik in allen Formen und 
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kraten Ben Ali war besiegelt. Das Volk war 
euphorisch, feierte, endlich frei von Ben 
Ali, endlich frei vom Trabelsi-Clan von Ben 
Ali’s Ehefrau.

Sehnsucht nach dem Autokraten
Heute ist von der Euphorie nicht mehr viel 
übrig. Eine Statistik der Wirtschaftskammer 
weist die Arbeitslosigkeit für 2018 mit 15 
Prozent aus, unter den Jugendlichen ist so-

gar jeder dritte ohne Job. Nur wenige Jahre 
nach der Revolution wünschen sich die ers-
ten Stimmen wieder den alten Führer Ben 
Ali zurück. Auch meine Verwandten in Tu-
nesien und unsere dortigen Nachbarn sind 
sich ziemlich einig: Unter Ben Ali war al-
les besser. Ich bin geschockt. Ich kann nicht 
nachvollziehen, warum die Leute bereit 
sind, die Beschneidung der eigenen Freiheit 

für mehr finanzielle Stabilität in Kauf zu 
nehmen. Hat man so schnell vergessen, wie 
das Leben davor war? Angekommen in un-
serem Ferienhaus in Somaa, einem Vorort 
des Touristen-Hotspots Nabeul, empfängt 
uns Sonia, unsere Nachbarin. Sie ist Lehre-
rin an einem Gymnasium und gehört damit 
zu den TopverdienerInnen des Landes. Sie 
freut sich, uns wieder zu sehen, und gibt uns 
erste direkte Einblicke in die politische und 
wirtschaftliche Lage Tunesiens. Ihr Sohn hat 
im heurigen Sommer die Matura bestanden, 
nun möchte er um jeden Preis nach Euro-
pa. Um zu studieren und viel Geld zu ver-
dienen. Ich versuche zu reflektieren, woher 
diese Idealisierung und Ikonisierung des 
Lebens in Europa rührt. Auch seine Mutter 
bittet uns, ihm diese Idee auszureden, das fi-
nanzielle Risiko sei viel zu hoch für die Fa-
milie. Zugleich hadert auch Sonia mit dem 
Leben in Tunesien und gesteht, dass auch 
sie sich Ben Ali zurückwünscht. „Da gab es 
noch Sinn für Ordnung und die Menschen 
hatten Angst vor dem Gesetz, besser gesagt 
vor den Gesetzeshütern. Schau dich jetzt 

Unter Ben Ali gab es noch 
Sinn für Ordnung und die 

Menschen hatten Angst vor 
den Gesetzeshütern.

Kenan Güngör studierte Soziologe und arbeitet 

als Organisationsberater und internationaler 

Experte für Integrations- und Diversitätsfragen.  

Er lebt in Wien, wo er auch das Forschungsbüro 

think.difference. leitet.

Farben schwebt durch das Marineblau. Die 
Küste von Tunis wird im Dunst der Hit-
ze erkennbar. Ein Gefühl von Vertrautheit 
macht sich in mir breit. Aber auch Unbe-
hagen. Jedes Jahr fahre ich nach Tunesien, 
jedes Jahr erscheint es mir vertrauter und 
fremder zugleich. Vor acht Jahren trieben 
Arbeitslosigkeit und Unterdrückung Hun-
derttausende auf die Straßen. Als sich der 
junge Gemüsehändler Mohammed Boua-
zizi im Dezember 2010 aus Protest gegen 
bürokratische Schikanen selbst verbrannte, 
kippten die Proteste, der Sturz des Klepto-

Tunesien hat sich als junge Demokratie behauptet, aber von der Euphorie des 

Arabischen Frühlings ist nicht mehr viel zu spüren.
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meinsame Sache machen. Parkplätze oder 
Straßen werden von überwiegend männ-
lichen Gruppen in Beschlag genommen. 
Wer parken möchte, muss zahlen, ansons-
ten wird das Auto demoliert oder schlim-
meres. Um nicht festgenommen zu werden, 
werden die Einnahmen mit den Polizisten 
aufgeteilt. Korruption ist in Tunesien immer 
noch Alltag.

Früher war Tunesien ein Polizeistaat, die 
Beamten wurden gefürchtet, nun werden 
sie geduldet. Heute fehlt den Tunesierin-
nen und Tunesiern aus anderen Grün-
den das Vertrauen in den Rechtsstaat. Viel 
zu lange wurden sie missbraucht, sie le-
ben sich aus. Ganz nach dem Motto „Ihr 
könnt uns nichts, wir als Volk sind stärker 
als ihr.“ So sehr Tunesien im Vergleich zu 

auf der Straße um. Überall Menschen, die 
das Gesetz missachten. Kein Polizist kann 
widersprechen, wenn ihm sein Leben lieb 
ist“, erzählt sie und schüttelt ungehalten den 
Kopf. Ich weiß nicht, was ich darauf erwi-
dern soll. 
Wir kommen am Strand in Tazerka an, zehn 
Minuten Fahrtzeit von unserem Haus. Jun-
ge Männer in leuchtenden Warnwesten 
deuten uns, wir sollen anhalten. „Der Park-
platz kostet einen Dinar“, sagt einer von ih-
nen. Wir weigern uns zu zahlen, schließ-
lich ist der Parkplatz öffentlich. Der selbst 
ernannte Parkwächter verstrickt sich in 
Widersprüchen und behauptet, die Ge-
meinde hätte den Platz angemietet. Zu-
gleich winkt er Autos mit örtlichem Kenn-
zeichen einfach durch. Uns dämmert, was 
hier vor sich geht und warum sich unsere 
Nachbarin Sonia Ben Ali zurückwünscht. 
Wir schenken dem Parkwächter eine Tafel 
Schokolade, Geld wollen wir ihm nicht ge-
ben, aus Prinzip. Und weil wir annehmen, 
dass die Parkwächter mit der Polizei ge-

anderen Ländern stabil erscheint, macht es 
einen fragilen Eindruck auf mich. Jede Un-
ruhe könnte die Stimmung im Land kip-
pen lassen. Der geflüchtete Despot Ben 
Ali hat dem Land Milliarden Dollar ge-
raubt und seine Wirtschaft massiv geschä-
digt. Nun kommt eine Haltung auf, in der 
sich jeder selbst am nächsten ist. „Ich kann 
die Tunesier verstehen, jeder versucht, sich 
sein Stück vom Kuchen zu holen, ganz egal 
ob es mit dem Gesetz vereinbar ist oder 
nicht“, erklärt mir ein Familienmitglied.   

„Wir essen keinen Fisch mehr.“
Acht Uhr früh, die Sonne brennt be-
reits vom Himmel. Wir haben die Zweili-
ter-Wasserflasche stets in unseren Hän-
den. Wir stehen am Wochenmarkt im alten 
Herzen der Touristenstadt Nabeul, einige 
Minuten weiter liegt der Bazar. 2017 tum-
melten sich sieben Millionen TouristInnen 
in der Hafenstadt. Die beiden Jahre zuvor 
war das anders. „Es kamen keine Touris-
ten mehr, weil nur noch Reisewarnungen 
ausgesprochen wurden. Manche Fluglinien 
haben sich sogar aus Tunesien zurückge-
zogen“, erzählt ein Standbesitzer am Bazar, 
während er seine Porzellanwaren abstaubt. 
Ich gehe weiter und lese die Preisschilder 
zwischen all den sonnengereiften Toma-
ten, Chilis und Kaktusfeigen. In meinem 
Hirn rattert es, ich rechne die Dinar-Preise 
in Euro um. Ein Kilo Tomaten kostet kei-
ne 30 Cent. Für uns EuropäerInnen ein un-
verschämtes Schnäppchen, für die Einhei-
mischen eine Katastrophe. Seit der Kurs 
des Dinars so gefallen ist, wird jede Münze 
zweimal umgedreht. Mir fällt auf, dass beim 
Wiegen der Ware oft bis zum letzten Gro-
schen gefeilscht wird. Wir machen noch ei-
nen kleinen Abstecher zum Fischmarkt. Die 
Halle ist kühl, eine angenehme Abwechs-
lung, trotz des penetranten Fischgeruchs 
und dem Marktgeschrei der Fischer. Sardi-
nen, Doraden und Tintenfisch, wohin das 
Auge reicht. Für drei Kilo Doraden zahlen 
wir nur zehn Euro, ich komme mir wie eine 
unverschämt reiche Kolonialherrin vor. Ich 
sehe mich nach Thunfisch um, den gab es 
hier früher in Hülle und Fülle – dieses Jahr 
aber nicht. Kein Wunder, der Thunfisch ist 
von Überfischung bedroht. Mein Blick fällt 
auf einen Fisch, der wie ein Hai aussieht. 
Wir sind irritiert, seit wann wird in Tune-
sien Hai gegessen? Ich frage nach. Der Ver-
käufer behauptet, das sei kein Hai, sondern 
„Chien de mer“, während er den Dornhai 
filetiert. Ich bleibe dabei, dass das eine Hai-
Art ist, währenddessen überredet er meine 

Tunesien auf einem schwierigen Weg. Hohe Jugendarbeitslosigkeit und 

Korruption führen immer wieder zu landesweiten Protesten.

Hai statt Thunfisch. Die 
Folgen der Überfischung sind
auf dem Wochenmarkt von 

Nabeul merkbar.
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Steuern zahlen vor allem Beamte. Für Investitionen in öffentliche Einrichtungen und Infrastruktur fehlt das Geld.

„Alles ist teurer geworden wegen der Touristen 
aus Algerien. Die kaufen uns alles weg.“

Eltern, den Fisch zu probieren, am besten 
frittiert oder in einer deftig-dicken Sau-
ce für Pasta. Mit weiteren zwei Kilo Dorn-
hai gehen wir wieder Richtung Auto. Einige 
Tage später sind wir bei meiner Tante zum 
Essen eingeladen. Irgendwann kommen wir 
auf das Thema Lebensmittel zu sprechen 
und wie billig Fisch geworden ist. „Wir Tu-
nesier essen seit geraumer Zeit keinen Fisch 
mehr. Viel zu viele Menschen, die im Mit-
telmeer ertrunken sind und Fische, die sich 
vielleicht von den Kadavern ernähren“, sagt 
mein Onkel. Ich frage, ob das sein Ernst ist. 
Während die einen ihren Urlaub am Mit-
telmeer buchen, essen die anderen nichts 
mehr, was aus diesem Meer gefischt wird? 
Das ist mir zu viel, ich rede mir ein, dass 
Fische doch kein Menschenfleisch essen. 

Schlagartig fällt mir der „Chien de mer“ ein 
und nehme mir vor, in Österreich nachzu-
schauen, ob dieser Fisch wirklich zur Hai-
gattung gehört oder nicht. 

Xenophobie auch in Tunesien
Zuhause angekommen stoßen wir auf un-
sere Nachbarin Sonia und sprechen die 
Preise am Markt an. Genervt schüttelt sie 
den Kopf. „Alles ist teurer geworden we-
gen der Touristen aus Algerien. Die kaufen 
uns alles weg und dann steigen die Prei-
se.“ Ich verkneife mir die Frage, ob ihr das 
Prinzip von Angebot und Nachfrage ver-

traut ist. Falls ich etwas in diesen Wochen 
in Tunesien gelernt habe, dann, dass man 
die Einheimischen unmöglich eines Besse-
ren belehren kann. Ich bin überrascht von 
Sonias Unverständnis gegenüber den Al-
geriern. Schließlich sind sie es, die in Tu-
nesien seit dem Arabischen Frühling den 
Tourismus und die Wirtschaft ankurbeln, 
vor allem nachdem die europäischen Tou-
risten ausgeblieben sind. Sonia fragt mich, 
wie die Situation in Österreich ist. Ich schil-
dere ihr den allgemeinen Rechtsruck in Eu-
ropa, erzähle von der verschärften Asyl-
politik. Die Lehrerin nickt zustimmend. 
„Ich kann die Österreicher verstehen. 

Es wird mindestens eine Ge-
neration dauern, bis ein 

demokratisches Grundver-
ständnis vorhanden ist.

All die Leute, die neu kommen, und we-
gen ihnen wird alles teurer und schlech-
ter.“ Ich muss kurz lachen, Fremdenhass 
ist also doch überall zu finden. Ich erinne-
re sie, dass die schlechte Lage in Tunesien 
nichts mit den Touristen aus dem Nach-
barland zu tun hat und dass es der Gesell-
schaft viel besser ginge, wenn jede Bürge-
rin und jeder Bürger Steuern entrichten 
würde. Derzeit zahlt nur Steuern, wer als 
Beamter beim Staat angestellt ist, also Po-
lizisten oder Lehrkräfte. Für öffentliche 
Ausgaben, Infrastruktur und anderes steht 
dem Staat also nicht so viel Geld zur Verfü-
gung. Dafür werden Brot, Zucker, Milch, Öl 
und Benzin staatlich subventioniert – um 
den Unmut des Volkes gering zu halten.   
Man weiß, der Mix aus verteuerten Le-
bensmitteln und politischer Unzufrie-
denheit hat Tunesien schon einmal eine  
Revolution beschert. Immerhin mit posi-
tivem Ausgang. Wie lange der Demokrati-
sierungsprozess in Tunesien noch dauert, 
bleibt abzuwarten. Nach jahrzehntelan-
ger Kolonisation durch Frankreich und 
eine hausgemachte Diktatur dürfte es wohl 
mindestens eine Generation brauchen, bis 
sich ein demokratisches Grundverständnis 
in den Köpfen eingenistet hat. Dann sollte 
Tunesien als demokratisch und wirtschaft-
lich gefestigtes Land aus dem Arabischen 
Frühling hervorgegangen sein.

Nour-El-Houda Khelifi studiert Biologie und ar-

beitet als freie Journalistin.
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Christoph Riedl ist Grundlagenreferent für Asyl, Integration und Menschenrechte bei der Diakonie Österreich.
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BILANZ

Wettlauf gegen die Zeit
Seit einem Jahr regieren ÖVP und FPÖ das Land. Was hat sich in der Flüchtlingsfrage 

seither verändert? Viel, sagt Christoph Riedl von der Diakonie Österreich. Gerade jene, 

die sich besonders gut integriert haben, seien die Ersten, die abgeschoben werden.

Auch Familien werden dabei getrennt.

INTERVIEW: EVA MARIA BACHINGER

FOTOS: KARIN WASNER

Seit einem Jahr regieren ÖVP und FPÖ. 
Was hat sich aus Ihrer Sicht seitdem 
verändert?
Es hat sich verändert, dass man nun auf 
Teufel komm raus versucht, Leute ab-
zuschieben. Wir registrieren seit einigen 
Monaten, dass praktisch bei jedem Antrag 
auf Verlängerung des subsidiären Schut-
zes ein Aberkennungsverfahren einge-
leitet wird. Das betrifft in erster Linie 
Flüchtlinge aus Afghanistan, denen über-
wiegend subsidiärer Schutz gewährt wur-
de. Uns ist das völlig unverständlich. Für 
eine Aberkennung müsste sich ja die  
Situation im Herkunftsland nachhaltig ver-
bessert haben. Es ist jedoch das genaue Ge-
genteil der Fall: Die Situation in Afghan-
istan ist schlechter und gefährlicher als 
jemals zuvor. Mit der Lehrlingsdebatte er-
leben wir einen traurigen Höhepunkt. Es 
werden keinerlei humanitäre Erwägun-
gen mehr einbezogen, was vorher schon 
öfters der Fall war. Gerade jene, die sich 
besonders gut integriert haben, sind die 
Ersten, die abgeschoben werden. Das hat 
sich wirklich umgedreht. Es gab im Innen-
ministerium früher einen eigenen Beirat 
für Altfälle, dem ich als Vertreter der Di-
akonie auch angehört habe. Da galt noch 
die Einschätzung, dass jemand, der gut in-
tegriert ist, gut Deutsch spricht, eine Aus-
bildung absolviert oder einen Job in Aus-

sicht hat, ein klassischer Bleiberechtsfall ist. 
Ich laste es dieser Regierung an, aber auch 
den vorhergehenden Regierungen, dass es 
bis heute keine vernünftige Regelung für 
die Gewährung von Bleiberecht oder hu-
manitärem Aufenthaltsrecht gibt. Nun 
haben wir Fälle, wo es zu einem Wettlauf 
mit der Zeit kommt, ob nämlich ein An-
trag auf Bleiberecht vorher überhaupt noch 
geprüft werden kann, bevor abgeschoben 
wird. Wir registrieren seit einigen Monat-
en, dass praktisch bei jedem Antrag auf 
Verlängerung des subsidiären Schutzes ein 
Aberkennungsverfahren eingeleitet wird. 
Das betrifft in erster Linie Flüchtlinge aus 
Afghanistan, denen überwiegend subsidiär-
er Schutz gewährt wurde. Uns ist das völ-
lig unverständlich. Für eine Aberkennung 
müsste sich ja die Situation im Herkunft-
sland nachhaltig verbessert haben. Es ist 
jedoch das genaue Gegenteil der Fall: Die 
Situation in Afghanistan ist schlechter und 
gefährlicher als jemals zuvor.

Argumentiert wird, dass Recht Recht 
bleiben muss, wenn ein negativer Asyl-
bescheid vorliegt. 
Da sage ich, das stimmt so nicht. In der 
Grundrechtcharta und in der Menschen-
rechtskonvention ist das Recht auf ein fair-
es Asylverfahren verankert, aber auch das 
Recht auf Privat- und Familienleben. Man 

kann nicht einfach sagen, dass das eine  
Recht mehr wiegt als das andere. Wir 
haben das Problem, dass beim Antrag auf  
humanitäres Aufenthaltsrecht, der unab-
hängig vom Asylverfahren gestellt werden 
kann, keine aufschiebende Wirkung einge-
baut ist. Das heißt: Man kann zwar bei neg-
ativem Verlauf des Asylverfahrens einen An-
trag auf humanitären Aufenthalt stellen, aber 
die Behörde muss nicht abwarten, wie das 
Verfahren in der zweiten Instanz ausgeht. 
Was dazu führt, dass man in der ersten In-
stanz weitreichende Integrationsleistungen 
einfach negiert, auch bei Menschen, die auf 
Maturaniveau Deutsch sprechen, die sich in 
Vereinen engagieren, die viele Fortschritte 
gemacht haben und bereits tief verwurzelt 
sind.

Bundeskanzler Sebastian Kurz meint, 
dass es zum Beispiel besser wäre, einem 
anerkannten Flüchtling eine Lehrstelle 
zu vermitteln, als Asylwerbern, die noch 
keinen sicheren Aufenthaltsstatus haben. 
Die Aufnahmerichtlinie der EU besagt, 
dass jemand, der länger als neun Monate 
in der ersten Instanz im Asylverfahren 
ist, Zugang zum Arbeitsmarkt bekom-
men muss. Dass man Jugendlichen eine 
Ausbildung vorenthält, ist noch einmal 
ein anderes Kapitel. Es ist absurd, dass 
man jungen Menschen eine Ausbildung 
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verweigert und ihnen zuschaut, wie sie 
auf der Bettkante sitzen, bis sie erwach-
sen werden. Da macht man sich an diesen  
Jugendlichen schuldig, aber auch an Ös-
terreich, da wir diese Leute, wenn sie aus-
gebildet sind, dringend brauchen würden. 
Asylerber sollten nach einer kurzen Ein-
gangsphase Zugang zum Arbeitsmarkt 
haben, um für sich selbst und ihre Familie 
sorgen zu dürfen, das ist eine langjährige 
Forderung sämtlicher NGOs. Ein Asylver-
fahren sollte in jeder Instanz sechs Monate 
dauern, also innerhalb eines Jahres abge-
schlossen sein, alles andere ist ohnehin 
außer der Norm. Wenn die Verfahren aber 
Jahre dauern, dann müssen die Integra-
tionsleistungen letztlich mehr wiegen. Sie 
dann noch abzuschieben ist oft ein Verstoß 
gegen das Menschenrecht auf Privat- und 
Familienleben.

Es kommen aber auch viele, die um Asyl 
ansuchen, auch mangels Alternativen, 
aber nicht wirklich politisch verfolgt 
oder Kriegsflüchtlinge sind. Wie soll man 
damit umgehen?
Ich bin sehr dafür, Migration und Asyl kon-
sequent und streng zu trennen. Wenn man 
ein Asylverfahren ernst nimmt, dann gibt 
es naturgemäß negative Bescheide, die soll-
ten auch durchgesetzt werden. Wenn es ein 
rechtsstaatlich faires Verfahren war, mit 
entsprechender Rechtsberatung und am 
Ende kein Asylgrund vorliegt, dann sollte 
die Person auch abgeschoben werden. Wenn 
man ohnehin am Ende alle hierlässt, dann 
könnte man sich das Asylverfahren sparen. 

Wir fordern seit vielen Jahren schnellere 
Verfahren, aber sie sollen auch qualitativ 
hochwertig sein. Die Qualifikation der Mi-
tarbeiterInnen in der Asylbehörde muss 
besser werden, damit wir nicht so viele Auf-
hebungen in der zweiten Instanz haben. Da 
muss man ansetzen. Denn eine Beschleuni-
gung um der Beschleunigung willen, die 
dazu führt, dass noch mehr Bescheide in 
der zweiten Instanz aufgehoben werden, ist 
nicht sinnvoll und auch teuer. Letztes Jahr 
lag die Fehlerquote bei über 42 Prozent. 
Das ist unglaublich hoch. Leider will man 
derzeit aber die Beschleunigung der Ver-
fahren über eine Beschneidung des Rechts-
chutzes erreichen. Die unabhängige Rechts-
beratung soll aufgekündigt werden und die 
Betroffenen sollen eine Rechtsberatung du-
rch das Innenministerium bekommen. Das 
ist eine Absurdität sondergleichen. Das wäre 
so wie wenn die Vereinigung der Hausver-
mieter ihre Mieter dazu zwingen würden 
sich bei Mietrechtsstreitigkeiten an einen 
ihrer Anwälte zu wenden. Es kann ja nicht 
eine ausgelagerte Stelle des Innenministe-
riums die eigenen Bescheide überprüfen, 
ob sie gut waren oder nicht. Die Rechtsver-
tretung im Asylverfahren müssen natür-
lich nicht unbedingt NGOs machen, man  
könnte auch andere Modelle finden, die 
eine unabhängige Beratung und Vertre-
tung garantieren. In anderen Ländern ist 
das meist auch anders organisiert. Aber 
wenn man den Zugang zur Rechtsberatung 
auf aus-sichtsreiche Fälle beschränken will, 
dann durch eine Vorprüfung durch ein un-
abhängiges Gericht und nicht eine ausge-
lagerte Stelle des Ministeriums. Das wäre ein  
schwerwiegender Angriff auf den Rech-
tsstaat und ist abzulehnen. Das wurde auch 
in einem offenen Brief von führenden Ver-
fassungsexperten, vielen Kulturschaffend-
en, Politikern und Kirchenvertretern 
unterstützt. Jede Beschleunigung im Asyl-
verfahren muss zu mehr Rechtsstaatlichkeit 
und mehr Verfahrensgarantien führen, sonst 
kommen die Grundrechte unter die Räder.

Können Sie noch weitere Punkte nennen, 
die sich in diesem Jahr verändert haben? 
Die große Frage der Unterbringung von 
Asylsuchenden. Wir haben den niederöster-
reichischen Landesrat Gottfried Waldhäusl. 
Ich habe das Gefühl, dass der hier offenbar 
für die Bundesregierung einiges ausprobiert. 
Der Umgang mit besonders schutzbedürf-
tigen Personen macht uns große Sorge. Die 
Schließung der seit Jahrzehnten bestehe-
nden, spezialisierten Flüchtlingseinrichtung 
St. Gabriel der Caritas hatte zur Folge, dass 

Internationalen Schutz zu bekommen, das 
muss auch gerechtfertigt sein. Das ist rich-
tig so. Aber: Wenn ein Asylverfahren viel zu 
lange dauert – an dieser Stelle möchte ich 
betonen, dass es in den seltensten Fällen die 
Asylwerber und die NGOs sind, die Ver-
fahren verzögern, sondern es sind meistens 
die Behörden, die so lange brauchen – und 
wenn jemand hier gut integriert ist, dann 
kann man sich nicht auf das Asylverfahren 
berufen. Dann greift eben das Recht auf  

Privat- und Familienleben und man muss 
einen Aufenthaltstitel aufgrund humanitär-
er Gründe gewähren. Das verlangt der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte. 
Derzeit haben wir aber Fälle wie jenen eines 
mehrfachen Taekwondo-Staatsmeisters aus 
Bad Gastein, der ehrenamtlich gearbeitet 
hat, Deutsch auf hohem Niveau spricht, 
hier verheiratet ist, und den man trotzdem 
zwei Tage vor seiner Verhandlung in der 
Bleiberechtssache ohne seine Papiere nach 
Russland abgeschoben hat. Eine beson-
dere, neue Brutalität ist übrigens auch, 
dass man Familien nun getrennt abschiebt. 

Die Forderung nach beschleunigten Ver-
fahren gibt es ebenfalls schon lange. 
Warum passiert das nicht? Die Regierung 
könnte sich damit Fälle, die für einen me-
dialen Aufschrei sorgen, sparen.

Eine ausgelagerte Stelle des 
Innenministerium kann nicht 
die eigenen Bescheide über-
prüfen, ob sie richtig waren.

Die Beschleunigung der Asylverfahren führt dazu, dass noch mehr Bescheide aufgehoben werden.
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Die Ankündigung, die Mindestsicherung für Geflüchtete z kürzen, kann rechtlich nicht halten.

Der große Problem ist der Neidkomplex, mit dem politisch gearbeitet wird.

nun Menschen mit schweren psychischen 
Erkrankungen keine adäquate Versorgung 
mehr bekommen. Das ist eine dramatische 
Entwicklung, die rechtsstaatlich nicht zu  
rechtfertigen und auch nicht EU-rechtskon-
form ist. Der Umgang mit unbegleiteten 
Minderjährigen ist ebenfalls absolut nicht 
so wie er sein soll. Es kann keine Unter- 
scheidung geben zwischen Jugendlichen, 
die von der Kinder- und Jugendhilfe be-
treut werden und Jugendlichen, die ein-
en Asylantrag gestellt haben und, während 
sie noch minderjährig sind, in Erwach-
senenquartiere in entlegenen Gebieten un-
tergebracht werden. Noch immer werden  
österreichweit in der Unterbringung von 
unbegleiteten Minderjährigen Tagsätze  
bezahlt, die nicht einmal die Hälfte aus-
machen, die man einem österreichischen 
Jugendlichen zugestehen würde. Das ist 
alles nicht neu, aber es hat sich die Lage 
noch einmal verschärft. 

Wie sehen Sie die Ankündigung die Mind-
estsicherung für Flüchtlinge zu kürzen? 
Das kann rechtlich auch nicht gehen. Der 
erste Versuch, in Niederösterreich aner-
kannten Flüchtlingen nur noch die Hälfte 
der Mindestsicherung auszubezahlen, wur-
de vom Verfassungsgerichtshof aufgrund 
von Diskriminierung gestoppt. Kurze Zeit 
später versucht man mit dieser Ankündi-
gung genau dasselbe wieder. In der Genfer 
Flüchtlingskonvention ist klar festgehalten, 
dass anerkannten Flüchtlingen dieselben 
Leistungen zustehen wie Staatsbürgern. 
Das ist auch geltendes europäisches Re-

cht. Es wird versucht, sich einfach darüber 
hinwegzusetzen. Es besteht nun die Gefahr, 
dass die Mindestsicherung auch für Ös-
terreicher gekürzt wird, und darunter sind 
auch viele Kinder. 

Glauben Sie wirklich, dass die Regierung 
bewusst und wissentlich Politik gegen 
Kinder macht? 
Es macht den Eindruck, dass man Poli-
tik gegen Armutsbetroffene macht. Es 
taucht überall dieser Leistungsbegriff auf. 
Nur wer leistet und ins System einzahlt, 
soll bekommen. Alleinerziehende Mütter 

sind zum Beispiel besonders betroffen. Sie 
leisten zwar sehr viel für die Gesellschaft, 
aber ich glaube nicht, dass die Regierung 
diese Gruppe vor Augen hat, wenn sie von  
Leistungsträgern spricht. Die Mindest-
sicherung ist keine Versicherungsleistung 
und ist nur das unterste Netz der sozialen 
Absicherung, das allen zur Verfügung ste-
hen muss. Denn was ist mit kranken oder 
behinderten Menschen? Sollen sie auch 
weniger bekommen, wenn sie nichts ins 
Sozialsystem einzahlen können?

Es gibt auch in Europa und in Österreich 
wachsende Ungleichheit zwischen Ver-
mögenden und Armen. Viele fühlen sich 
abgehängt und wählen Parteien, die eine 
Lösung versprechen. Hat hier nicht auch 
soziale, linke Politik versagt? 
Das große Problem ist der Neidkomplex, 
mit dem hier gearbeitet wird. Diese Poli-
tik braucht die Flüchtlinge als Sünden-
böcke. Das funktioniert nicht nur bei  
rechten Wählern, sondern auch bei jenen, 
die früher SPÖ gewählt haben. Es wäre 
wünschenswert, wenn die Parteien im  
linken Spektrum hier geschlossener 
auftreten würden. Andererseits glaube ich, 
dass es durchaus christlich-soziale Wäh-
ler gibt, die so eine Politik auch nicht wol-
len. Selbst in der FPÖ gibt es Wähler, die 
die ersten Opfer dieser Maßnahmen sein 
werden. Aufwachen werden die Menschen 
wohl erst, wenn es sie selbst betrifft und das 
kann noch dauern. Ich hoffe, dass dann alle 
Parteien wieder beginnen Sozialpolitik für 
alle Menschen zu machen. 
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PATENSCHAFT

„Was hältst du von  
einer Senioren-WG?“
Drei Patinnen von Jugendlichen, die aus Afghanistan geflüchtet 

sind, erzählen über ihre Erfahrungen.

TEXT: LAURA MARCHLER 

FOTOS: MAGDALENA STERN

N iemand kann ihnen entgehen, 
den Meldungen zur so genannten 
„Flüchtlingsdebatte.“ Zumeist krei-

sen sie um dieselben Themen: Wie Flücht-
linge soziale Strukturen verändern; ob die 
Menschen aus legitimen Gründen gekom-
men sind; und was sie hier überhaupt tun. 
Eher selten wird eine andere Seite beleuch-
tet: das Engagement der vielen Freiwilligen, 
die sich weniger über den Zuzug sorgen, als 
die Menschen dabei unterstützen, sich in 
Österreich einzuleben. Am 8. Oktober hielt 
die Initiative #SicherSein am Minoritenplatz 
in Wien eine Mahnwache gegen Abschie-
bungen nach Afghanistan ab. 2017 forder-
ten Krieg und Terror in Afghanistan rund 
10.000 zivile Opfer, das Flüchtlingshilfswerk 
UNHCR warnt vor der gefährlichen Situa-
tion im Land. Selbst der UN Sicherheitsrat 
hat 2018 bestätigt, dass es sich bei Afgha-
nistan nicht um ein Nach-Konflikt-Land,  
sondern um ein Land, das wesentlich von 
kriegerischen Handlungen geprägt ist, han-
delt. Dennoch werden Menschen aus Öster-
reich und auch aus Deutschland weiterhin 
nach Afghanistan abgeschoben. Im Rahmen 
der Mahnwache am Minoritenplatz erzäh-
len drei Frauen, die sich als Patinnen für 
Geflüchtete engagieren, von ihren Erfah-
rungen mit den Jugendlichen.
Jawid* ist 2011 nach Österreich gekommen, 
nicht lange darauf übernahm Mary K. eine 
Patenschaft für den damals minderjähri-
gen unbegleiteten Flüchtling aus Afgha-
nistan. Sieben Jahre später erzählt Mary K. 
mit Tränen in den Augen stolz von einer 
Erfolgsgeschichte: Die Lehrabschlussprü-

Mahnwache gegen Abschiebungen nach Afghanistan am Minoritenplatz.

fung hat Jawid bereits bestanden, nun be-
reitet er sich auf die Matura im kommen-
den Frühjahr vor. Eine Prüfung dafür hat 
er bereits abgeschlossen, doch der Weg zu 
diesem Erfolg war nicht immer leicht. Vor 
allem die ständige Ungewissheit über den 

Aufenthaltsstatus in Österreich belastet 
alle Beteiligten bis heute. Eigentlich woll-
te Mary auch eine Unterkunft für Jawid su-
chen: „Wir waren auf der Suche nach einer 
geeigneten Wohnung, doch das erwies sich 
als ziemlich schwierig. Nachdem wir eini-
ge Schüler- und Studenten-WGs besich-
tigt hatten, habe ich Jawid gefragt: „Du, 

was hältst du von einer Senioren-WG mit 
meinem Mann und mir?“ Zwar lacht Mary 
heute darüber, in Wirklichkeit bedeute-
te ihr dieser Einzug viel. Sie wollte einem 
jungen Menschen ein zu Hause und Gebor-
genheit zu geben. 
Auch Susanne S. ist Patin, sie erzählt die 
Geschichte von Rashed*. Der junge Afgha-
ne kam 2015 als 16-Jähriger nach Öster-
reich. Seit dem Sommer 2016 hat Susan-
ne neben vier erwachsenen Kindern nun 
auch einen Patensohn. Rashed erledigte im 
Laufe der Zeit alles, was man in Österreich 
von ihm erwartet: Er legte eine Deutsch- 
Prüfung ab, ist Stammspieler im Fußball-
verein, und er hat eine Praktikums- und 
Lehrstellenzusage. Dennoch im Frühling 
2018 der Schock: Die Beamten lehnen den 
Antrag auf Verlängerung des subsidiären 
Schutzes ab. In der Begründung heißt es, 

Mary K. berichtet stolz von 
einer Erfolgsgeschichte. Die 

Lehrabschlussprüfung hat ihr 
Schützling bereits bestanden. 
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Die Patinnen Eli F.,  Mary K. und Susi K. (s.u.) berichten über ihre Erfahrungen.

Patinnen: persönliche Freuden und plötzliche 
Aberkennungsverfahren als Erfahrungen. 

Rashed sei als Person nicht glaubwürdig, 
zudem sei er in Österreich nicht verankert. 
Rashed legte dagegen Beschwerde ein, das 
Verfahren läuft. Im Gespräch zeigt sich Su-
sanne S. immer noch fassungslos über das 
Urteil, stärker integriert könne man kaum 
sein. Sie und ihre Familie geben die Hoff-
nung dennoch nicht auf. Der engagierte Ju-
gendliche, meint sie, sei doch ganz klar eine 
Bereicherung, für ihre Familie, und auch 
für Österreich.
Elisabeth F. hat in der Vergangenheit be-
reits einige Patenschaften übernommen. 
Sie erinnert sich an einen besonderen Fall: 
Zahir* flüchtete 2015 nach Österreich, 
musste jedoch seine Familie in Afghanis-
tan zurücklassen. Schnell fand er sich in 
Österreich zurecht, jedoch in ständiger  
Sorge um seine Familie. Als Zahir schließ-
lich zum Christentum konvertierte, konn-
te er im Zuge einer Familienzusammen-
führung seine Familie zu sich holen. 2018 
erhielt er plötzlich die Nachricht, dass ein 
Aberkennungsverfahren eingeleitet wurde. 
Elisabeth F. will die Hoffnung nicht aufge-
ben, dass das Verfahren doch noch einen 
guten Ausgang nimmt.
Die drei Erzählungen stehen für viele an-
dere Lebensgeschichten. Im Gespräch wird 
klar, dass es hier nicht allein um Sozialar-
beit und Unterstützung geht, sondern um 
mehr. Als Patin oder Pate wird man zur 
vertrauensvollen Ansprechperson, zum 

Freund oder sogar zur zweiten Familie. Mit 
Patenschaften gehen aber mit keine rechtli-
chen oder finanziellen Verpflichtungen ein-
her. Vermittelt werden Patenschaften durch 
Vereine wie „PatInnen für alle“ oder „Con-
necting People“. Für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge nennt Barbara Preitler, 
Gründungsmitglied und Therapeutin beim 
Verein „Hemayat“ (der Folter- und Kriegs-
überlebende betreut), drei wesentliche 
Motivationen, so eine Patenschaft einzu-
gehen: Für Jugendliche sind Bezugsperso-
nen wichtig, die sie beim Erwachsenwer-
den begleiten und dabei unterstützen, eine 

eigene Identität herauszubilden; als Ver-
trauensperson hilft man, sich in Österreich 
mit der neuen Sprache, mit der Kultur und 
sozialen Situationen zurechtzufinden; für 
traumatisierte Jugendliche bietet man eine 
stabile Beziehung und gibt Vertrauen und 
Sicherheit. Dabei kann jede/r Einzelne viel 
ausrichten und vor allem auch dazu beitra-
gen: #sichersein. (*Namen von der Redak-
tion geändert)

Laura Marchler studiert Publizistik- und Kom-

munikationswissenschaft an der Universität Wien. 

Sie ist Redakteurin bei „Zündstoff“, der Zeitschrift 

der IG Publizistik.

Die Initiative wird unterstützt von: Amnesty Inter-

national, Rotes Kreuz, Samariterbund, SOS Kin-

derdorf und VIDC. Und mitgetragen von: Ärzte 

ohne Grenzen, Gesellschaft für bedrohte Völker, 

Kinderfreunde, Flüchtlingsprojekt Ute Bock, Platt-

form Asyl für Menschenrechte, Omas gegen rechts, 

SOS Menschenrechte, Play Together Now, Flucht 

Punkt Ländle, Flucht Punkt, Bleiberecht Salzburg.

Für Jugendliche sind Bezugs-
personen wichtig, die sie beim
Erwachsenwerden begleiten 

und Vertrauen stiften.
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Herr Löw, Sie beschreiben in Ihrem Buch, 
dass Kontrolle und Überwachung in Chi-
na zuweilen auch positiv besetzt sind. Wie 
das?
China ist eine Erziehungsdiktatur, das wird 
von vielen Leuten auch so erlebt. Kürzlich 
hat es eine Katastrophe in Chongqing ge-
geben. Ein vollbesetzter Bus ist über eine 
Brücke in den Jangtsekiang gestürzt, alle 
Fahrgäste waren tot. Eine Frau hatte den 
Stopp verpasst und während eines Streits 
dem Fahrer mit dem Handy auf den Kopf 
geschlagen, weil dieser nicht stehen bleiben 
wollte. Der Fahrer verriss das Lenkrad und 
der Bus stürzte ab. Es folgte eine große Dis-
kussion in den Medien, die es vor 20 Jahren 
nicht gegeben hätte. Damals wurden Katas-
trophen einfach verschwiegen. Nun haben 
die Behörden ein Video vom Unfall veröf-
fentlicht und es wurde emotional diskutiert, 
ob man die Fahrer besser schützen müsse 
und warum sich Menschen so unzivilisiert 
benehmen. Die Medien sind zwar gelenkt 
aber solche Berichte sind zu lesen. Und vie-
le Leute sprechen sich tatsächlich für mehr 
staatliche Regeln aus, der Umgang in China 
ist oft recht rüde unter Einsatz der Ellenbo-
gen. Das Problem ist, dass es in China kei-
ne Gewaltenteilung gibt und kein Rechts-
system, das unabhängig von der politischen 
Macht agiert. Wenn die Polizei oder die An-
tikorruptionsbehörden durchgreifen, dann 
basiert das oft auf Willkür. 

INTERVIEW

China ist eine 
Erziehungsdiktatur
Raimund Löw hat drei Jahre für den ORF aus China

berichtet und seine Eindrücke in einem Buch gesammelt. 

Ein Gespräch über die Spielarten der Überwachung und 

dem fehlenden Rechtsstaat als Problem.

INTERVIEW: GUNNAR LANDSGESELL

FOTOS: KARIN WASNER

Sie haben drei Jahre in China gearbeitet, 
welche Freiheiten hat man als Auslands-
korrespondent?
Ich habe mich nicht unfrei gefühlt, auch 
wenn man als Weißer auf der Straße na-
türlich schon erkannt wird. Dass es ein um-
fassendes Überwachungssystem gibt, ist 
einem immer bewusst. Eine französische 
Kollegin hatte kritisch über die Situation 
der Uiguren berichtet, da gab es eine Kam-
pagne in den Medien gegen sie, sie habe das 
chinesische Volk beleidigt. Danach wurde 
ihr Visum nicht verlängert. Aber als Aus-
landsjournalist ist man eigentlich geschützt.

Unter welchen Umständen ist Menschen-
rechtsarbeit in China eigentlich möglich?
Es hat eine ganze Reihe von Anwaltsbüros 
gegeben, die Menschenrechtsfälle vor Ge-
richt vertreten haben. Es gab ein Netzwerk 
von Anwälten, die sich gegenseitig mit In-
formationen versorgten. Vor drei Jahren 
gab es eine breit angelegte Razzia, bei der 
laut Amnesty International 248 Anwälte 
und Aktivisten festgenommen wurden. Die 
größte Menschenrechtskanzlei, die sich mit 
solchen Fällen beschäftigt hatte, wurde auf-
gelöst. Das war eine große Welle der Repres-

Eine französische Kollegin hat-
te kritisch über die Situation 
der Uiguren berichtet. Ihr Vi-
sum wurde nicht verlängert.
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sion. Aber neue Initiativen entstehen immer 
wieder. Das jüngste Beispiel ist: Es gibt viele 
Streiks in China, die aber über die Betriebe 
nicht hinausgehen. In der Nähe von Shenz-
hen im Süden Chinas hat es eine Bewegung 
gegeben, Betriebsräte zu wählen. Etwas, das 
es eigentlich nicht gibt. Es kam zu einem 
Konflikt, und Studenten von Marxismus-In-
stituten verschiedener Universitäten haben 
sich mit den Leuten solidarisiert und sind 
dorthin gefahren. Auch hier reagierte man 
mit Repression, ich glaube, zwei oder drei 
der Studenten sind heute noch in Haft. Aber 
solche Initiativen kommen immer wieder 
auf, sie sind die unweigerliche Folge der ge-
sellschaftlichen Entwicklungen. 

Immer wieder hört man von Netzsperren 
und blockierten Social Media in China, 
wie ausgeprägt ist die Kontrolle des In-
ternet tatsächlich?
Die Recherchearbeit ist furchtbar mühsam, 
man hat ein VPN, also ein Virtual Priva-
te Network. Das ist eine Software, um die 
Firewall am Computer oder am Handy zu 
umgehen. Das ist ein dauernder Kampf, 
auch wenn die Behörden diese Lücke teil-

weise zulassen. Geschäftsleute arbeiten 
häufig damit, Studenten können sich ein 
VPN eher nicht leisten. Aber es hat sogar 
chinesische Firmen gegeben, die so eine 
Software angeboten haben. Das läuft alles 
sehr chaotisch und auch pragmatisch ab, in 
China passiert viel gleichzeitig. Dann gab 
es wieder eine Welle gegen diese Hersteller, 
kurz darauf bieten Unternehmen aus Tai-
wan neue Produkte an. Ganz konkret funk-
tioniert das Internet so, dass ausländische 
Seiten stark verlangsamt sind, während be-
stimmte Medien blockiert werden.

Ist die New York Times wieder online? 
Die Zeitung hatte sich unbeliebt gemacht, 
weil sie Finanzgeschäfte im Umfeld von 
Präsident Xi Jinping aufgedeckt hatte.
Verwandte von Xi waren ein Aspekt, aber 
die New York Times hatte ausführlich über 
den Reichtum der Mitglieder des Politbü-
ros recherchiert. Die Folge war, dass der 
Korrespondent der New York Times ausge-
wiesen wurde. Die Zeitung ist bis heute ge-

Objektive Informationen gibt 
es nicht, aber 100 Millionen 
Blogger, die über Streiks und 

Konflikte berichten.
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sperrt, aber deren Büro wurde mittlerwei-
le wieder geöffnet – sicherlich unter guter 
Beobachtung. Die New York Times bringt 
jeden Tag eine chinesische Ausgabe heraus, 
ein enormer Aufwand. Das wird in Hong-
kong und in Taiwan gelesen und die Hoff-
nung ist, dass, wenn die Zensur schwächer 
wird, das auch in China gelesen wird. Dass 
Google, Twitter und Facebook blockiert 
sind, hat nicht nur inhaltliche Gründe. Die 
Behörden wollen damit auch eigene Fir-
men, die solche Formate anbieten, stärken. 

Gibt es halbwegs objektive Informations-
quellen in China?
Objektive Medien gibt es nicht, aber unge-
fähr 100 Millionen Blogger, die über Streiks 
und Konflikte schreiben. Mit dem China 
Labor Bulletin gibt es eine Stelle, die ver-
sucht, alle Streiks in China zu dokumen-
tieren. Aber auch die Leute des Bulletin be-
ziehen ihre Informationen aus den diversen 
Blogs, die nicht gleich zensuriert werden. 
Wenn es zu Problemen in einem Dorf oder 
in einem Betrieb kommt, hat man gute 
Chancen, darüber in Blogs mehr zu erfah-
ren. Blogger fahren auch dorthin, um zu 
recherchieren. Das ganze ist ein Katz-und-
Maus-Spiel mit den Behörden. Vor einem 
Jahr wurden einige der Blogger verhaftet, 
manche sind bis heute verschwunden.

Wird diese Kontrolle, dieser staatliche 
Zugriff öffentlich thematisiert?
Nein, in den Medien gehört das zu den Ta-
buthemen. Auf den Universitäten wird das 
schon diskutiert, aber nicht öffentlich. An-
ders in Taiwan und Hongkong, wo in der 
„South China Morning Post“ ausführlich 
über diese Themen berichtet wird. Aber die 
Zeitung ist in China nicht verfügbar.

Wie stehen die Menschen zu dieser  
Kontrolle, regt man sich darüber auf?
Als Korrespondent kann man das Thema 
schon ansprechen, und die Leute sind auch 
bereit, darüber zu sprechen. Dass es Zensur 
gibt, ist allen bewusst, die Meinungen darü-
ber sind geteilt. Die einen meinen, das muss 
so sein, sonst würde das Reich zerfallen. Sie 
verweisen auf die problematischen Ent-
wicklungen des Arabischen Frühling und 
wollen etwas Ähnliches verhindern. Eine 
Sichtweise, die auch die Parteivertreter be-
fördern. Aber ich habe auch mit Intellektu-
ellen diskutiert, die sich noch vor einigen 
Jahren für mehr Freiheiten ausgesprochen 
haben. Jetzt ist das nicht mehr so eindeu-
tig, die Leute beziehen sich auf die Wahl 

von Donald Trump, auf den aufkommen-
den autoritären, demagogischen Nationalis-
mus, auf den Brexit der Briten und zweifeln 
angesichts der daraus entstandenen Verwer-
fungen an der Sinnhaftigkeit von Referen-
den. Man merkt: Es gibt ein Legitimations-
problem der westlichen Demokratie. 

Eine Entwicklung in China scheinen auch 
die so genannten Smart Cities zu sein, in 
denen kaum ein Winkel nicht von einer 
Kamera erfasst ist. Wird die Überwa-
chung auch räumlich ausgebaut?

Solche Versuche gibt es in einigen Städten, 
die Regierung trägt das vor sich her. Damit 
zeigt sie, wie toll die Technologie funktio-
nieren kann und wie sie die Sicherheit ver-
stärken kann. Anhand eines Beispiels wollte 
man dokumentieren, wie gut Gesichtser-
kennung funktioniert. Man hat drei Polizis-
tinnen mit Brillen ausgerüstet, die mit der 
Datenbank der Polizei und den Fotos von 
Verdächtigen verlinkt waren. Sie haben sich 
an einem Bahnhof postiert und alle Leu-
te dort aufgenommen, und tatsächlich sind 
die Gesuchten über dieses System identi-
fiziert und festgenommen worden. Das 
sind natürlich Propagandaaktionen, aber 
es zeigt, wie offensiv die Regierung das be-
treibt. Es stimmt, in Chinas Städten werden 
viele Kameras montiert, aber das ist in Lon-
don nicht anders. Der Unterschied ist: die 
Bereitschaft der Chinesen, die Technologie 
einzusetzen, ist sehr groß, weil das Vertrau-

en in die Technologie groß ist. Das Prob-
lem dabei ist aber vor allem die Verbindung 
von Big Data und der fehlenden Gewalten-
teilung und Rechtssicherheit. Menschen-
rechtsorganisationen in Hongkong und 
Dissidenten im Exil warnen davor.

Auch Sie selbst haben erlebt, wie leicht 
man auffällig werden kann, als Sie auf ei-
ner Pressekonferenz eine nicht genehmig-
te Frage gestellt haben. Wie kam es dazu?
Ich wollte für eine Diskussionsrunde für 
den ORF auch Vertreter des Parteitages 
einladen, die etwa erklären, was der Sozi-
alismus mit chinesischer Prägung ist. Bei 
der Auslandsabteilung des Zentralkomi-
tees, wo ich bestens auch über Deutschland 
und Österreich informierte, freundliche Be-
amte vorgefunden habe, hat man darüber 
nur gelacht und gemeint: Sie wüssten, dass 
Politiker in Europa und Amerika ihr hal-
bes Leben im Fernsehen verbringen, aber 
sie hätten dafür keine Zeit. Tatsache ist, es 
besteht in China praktisch kein Zugang zu 
Politikern. Es gibt nach dem Volkskongress 
eine große Pressekonferenz des Premiermi-
nisters, die wird live in allen Fernsehkanä-
len übertragen. Dafür kann man im Vor-
feld drei Fragen einreichen, davon wird eine 
ausgewählt. Ich habe nur eine Frage abge-
liefert, ob die Krim aus chinesischer Sicht 
zur Ukraine oder zu Russland gehört. China 
ist mit Russland eng verbündet, lehnt aber 
strikt Eingriffe in die nationale Souveränität 
ab. Die Frage wurde abgelehnt, aber bei der 
Pressekonferenz hatte ich dann plötzlich so 
etwas wie ORF verstanden. Als der Saaldie-
ner sich mit dem Mikrophon auf mich zu-
bewegte, habe ich das Mikrophon ergriffen 
und meine Frage gestellt. Der Premiermi-
nister schaute ziemlich erstaunt, hat dann 
aber diplomatisch geantwortet. Nachher hat 
sich herausgestellt, dass der Kollege neben 
mir gemeint war. Meine nicht genehmigte 
Frage war jedenfalls eine kleinere Sensati-
on, in allen Zeitungen wurde über den „mic 
grabber“ berichtet. Es ist aber harmlos aus-
gegangen, außer dass man später keine mei-
ner eingereichten Fragen mehr genehmigte. 
Ausgewiesen wurde ich aber nicht. 

In China verfolgt man Trump 
und Brexit und merkt: Es gibt 
ein Legitimationsproblem der 

westlichen Demokratien.
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L aut einer Umfrage des Nachrichten-
magazins „profil“ befürworten 49 
Prozent der österreichischen Bevöl-

kerung den Ausstieg aus dem „UN-Pakt 
für sichere, geordnete und reguläre Migra-
tion“. Nur 29 Prozent der Befragten halten 
die Entscheidung für falsch. Doch worauf 
gründet sich die Ablehnung des Paktes?
Dem Ausstieg Österreichs ist keine brei-
te öffentliche Debatte vorangegangen. Kri-
tik wurde anfangs nur auf rechtsextremen 
Plattformen laut. Dort wurde etwa behaup-
tet, der UN-Pakt beinhalte verbindliche 
Rechtsnormen, würde ein Menschenrecht 
auf Migration vorsehen und Millionen 
Menschen nach Österreich bringen. Die-
se Begründungen wurden zuerst von Vize-
kanzler Heinz Christian-Strache und dann 
zum Teil auch von Bundeskanzler Sebasti-
an Kurz übernommen. Doch stimmen sie?
Laut dem österreichischen Völkerrechts-
experten Ralph Janik handle es sich beim 
UN-Pakt um gar keinen Vertrag, sondern 
lediglich um einen „Kooperationsrahmen“. 
Dieser sei rechtlich nicht bindend. Auch die 
Entwicklung eines Gewohnheitsrechts aus 
der Umsetzung des Paktes sei „äußerst un-
realistisch“, so Janik. Der Pakt beinhalte da-
rüber hinaus nicht mehr Rechte für Mig-
rantinnen und Migranten als bereits in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
und der EU-Grundrechtecharta vorgese-
hen seien. Die Bedeutung des Paktes liege 
daher weniger in seinem konkreten Inhalt 
als vielmehr in der Tatsache, dass die UN-
Mitglieder erstmals zusammengekommen 
seien, um eine Übereinkunft zu Fragen in-
ternationaler Migration zu finden, so Janik.
Die Verabschiedung des Paktes bedeutet 
die Anerkennung, dass Migration zu den 
globalen Themen gehört, die „von keinem 

Staat allein bewältigt werden können“, wie 
der Pakt betont. Im Jahr 2022 erfolgt in Be-
zug auf den UN-Pakt eine sogenannte Re-
view Conference, bei der das Thema Migra-
tion erneut diskutiert werden soll.
Der Ausstieg der österreichischen Bundes-
regierung könnte einen Dominoeffekt aus-
lösen, dem sich weitere Regierungen in Eu-

ropa anschließen. Währenddessen hat sich 
in Österreich auch eine Bewegung für den 
UN-Pakt formiert. Mehr als 180.000 Men-
schen haben ihn über die Plattform „auf-
stehn“ symbolisch unterzeichnet. Sowohl 
der amtierende Bundespräsident Alexan-
der Van der Bellen als auch sein Vorgän-
ger Heinz Fischer warnen vor einem Anse-
hensverlust Österreichs und streichen die 
wichtige Bedeutung multilateralen Dialogs 
und internationaler Kooperationen hervor. 
Auch innerhalb der Bundesregierung hat 
sich eine vorsichtige Pro-Stimme zu Wort 
gemeldet. Bildungsminister Heinz Faß-
mann trat im Interview mit der „Presse am 
Sonntag“ für eine Weiterverhandlung des Fo
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UN-MIGRATIONSPAKT

Ein Rückzug
Die österreichische Bundesregierung lehnt den UN-Pakt für sichere, geordnete und 

reguläre Migration ab. Die Argumente dafür sind umstritten. In Deutschland sieht man 

die Entwicklungen mit Sorge. 

V. Orban, S. Kurz: Nein zum UN-Migrationspakt.

UN-Paktes ein. Dass der globale Ansatz der 
richtige sei, stehe für ihn außer Frage, so 
Faßmann, und er gab zu, dass er zusam-
mengezuckt sei, als Innenminister Herbert 
Kickl (FPÖ) meinte, Österreich sei kein 
Einwanderungsland. „Österreich ist na-
türlich ein Einwanderungsland. Das lässt 
sich, wenn man auf die empirischen Fakten 
blickt, nicht bestreiten“, betont Faßmann.
In Deutschland verlaufen die politischen 
Linien noch anders als in Österreich. Die 
bisherige Schwesterpartei der ÖVP, die 
CDU, hat auf ihrer Webseite Fragen und 
Antworten zum UN-Pakt online gestellt, 
in denen der Pakt verteidigt wird. Es wür-
den keine neuen Pflichten durch den Pakt 
entstehen, seine politischen Vorgaben wür-
den bereits jetzt erfüllt werden, er stärke die 
internationale, regelbasierte Ordnung und 
das sei im Interesse von Deutschland, da es 
auf internationale Zusammenarbeit ange-
wiesen sei, so die CDU. 
Darüber hinaus helfe der Pakt bei einer ge-
rechten Lastenverteilung, da er möglichst 
viele Herkunfts-, Transit- und Zielländer 
von Migration politisch einbinde, der sou-
veräne Staat werde nicht eingeschränkt, 
sondern, ganz im Gegenteil in seinen Rech-
ten bestärkt, betonen die Konservativen in 
Deutschland in ihren Antworten zum UN-
Pakt.
Eine weitere Antwort gab kürzlich die deut-
sche Bundeskanzlerin Angela Merkel. Sie 
dachte in einer Rede anlässlich der Feier-
lichkeiten zum Gedenken an das Ende des 
ersten Weltkriegs laut darüber nach, ob es 
heute, angesichts des zunehmenden nati-
onalistischen Populismus, noch möglich 
wäre, die UN-Menschenrechtscharta von 
1948 zu verabschieden. Ihre Antwort lau-
tete: „Ich fürchte nein.“ (apo)

Es entstehen keine neuen 
Pflichten, der Pakt stärke 

die internationale Ordnung, 
argumentiert die CDU.
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G eorg und Dunja verliebten sich vor 
zwei Jahren auf einer Anti-Rassis-
mus-Konferenz in Italien. Georg 

arbeitete zu der Zeit für den Verein ZARA, 
Dunja betreute Flüchtlinge in Slowenien. 
Dunja ist in Samara an der Wolga aufge-
wachsen, einer Industriestadt, die man erst 
seit 1994 ohne Sondergenehmigung berei-
sen kann. „Also nicht gerade eine internati-
onale Ecke“, lacht Dunja. Ab 2013 studierte 
sie in den USA, arbeitete später in Slowe-
nien, zurückzukommen war für die jun-
ge Frau ein Schock. „In Russland sind vie-
le stolz auf Rassismus und Sexismus.“ Ein 

IM PORTRÄT: BINATIONALE PAARE

Dunja und Georg
FOTO UND TEXT: KARIN WASNER

vor kurzem feierten sie ersten Hochzeits-
tag. Zurück in Österreich bekamen sie von 
Ehe ohne Grenzen Unterstützung mit den 
Aufenthaltsgenehmigungen. „Es ist trau-
rig, dass eine Organisation, die sich einsetzt 
um Verfahren zu beschleunigen, keinerlei 
staatliche Unterstützung erhält.“ Zur Zeit 
arbeitet Georg für Integration Wien, Dun-
ja ehrenamtlich für Frida (Young Feminist 
Funds). „Rassismus erleben wir zum Glück 
kaum, weil man es uns – im Gegensatz zu 
anderen binationalen Paaren - nicht sofort 
ansieht, dass wir nicht im selben Land ge-
boren wurden.“

Jahr lebten beide gemeinsam in Russland 
bis Dunja, die für eine LQBTIQ+ NGO ar-
beitete, von der Polizei bedroht und wegen 
„Propaganda für nicht traditionellen For-
men der Ehe“ angezeigt wurde. „Da war 
klar, dass wir in Russland nicht bleiben 
können“, erinnert sich Georg. „Sozialarbeit 
ist in Russland nichts wert, für eine NGO 
zu arbeiten, ist gefährlich.“ Amnesty Inter-
national half Dunja mit den Behörden, im 
Oktober vorigen Jahres haben die beiden 
in Samara geheiratet. „An Putins Geburts-
tag!!!“ Beide erinnern sich noch gern an das 
spontane, ausgelassene Fest mit Freunden, 
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POPULÄR GESEHEN SONDERECKE

Neid: Du oder 
ich (aber nie wir 
beide)  
Der Neid schadet einem 

selbst, weil man sich das, was 

einem nützt, selbst versagt.

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

Illustration: Petja Dimitrova

Best Practice – 
sicher nicht mit 
uns!
Beim Kinder einsperren will 

sich die Bundesregierung von 

niemandem dreinreden 

lassen.

UM DIE ECKE GEDACHT MIT  

PHILIPP SONDEREGGER 

Illustration: Petja Dimitrova

In der Wiese des Stadtgartens steht ein 
Schild mit „Betreten verboten“. Öster-

reich in den 1990er Jahren. Die Flücht-
linge aus Bosnien haben sich mit einem 
Esskorb und einem Tuch im Gras nie-
der gelassen. Die Aufregung ist groß, Be-
schimpfungen werden laut. Doch: Wäre 
es nicht für uns alle fein, im Gras zu sit-
zen, zu plaudern, zu trinken, zu spielen? 
Warum wenden wir uns nicht gemein-
sam mit einer Petition an die Stadtre-
gierung mit dem Wunsch, einen Teil des 
Stadtparks zur Benützung frei zu geben? 
So geschehen. Die Stadt hat eingelenkt. 
Seither spielen Kinder im Gras, Verliebte 
halten Hand, Familien setzen sich auf ei-
nen Plausch. Der Ärger ist wie verflogen.  
So funktioniert der Neid. Das Enteig-
nete wird gegenüber einer als anders 
definierten Gruppe als Eigenes ange-
sprochen. Es waren offensichtlich nicht 
„wir“, die das Verbot aufgestellt haben, 
die Wiese zu betreten. Die Wiese wird 
gegenüber dem Anderen als Eigentum 
reklamiert, aber zugleich im Verhält-
nis zur eigenen Person als fremd ange-
sprochen. Das ungelebte, für unmöglich 
gehaltene Leben wird von den ande-
ren gelebt und erscheint somit als mög-
lich. Es ereignen sich zwei Dinge. Ei-
nerseits die Ausblendung des eigenen 
Wunsches in der Wiese zu liegen, ande-
rerseits die Unterordnung unter die In-
stanz, die diesen Wunsch verunmöglicht.  
Der Neid sagt: „Du oder ich“, aber nie: 
„Wir beide.“ Der Neid schadet einem 
selbst, weil man sich das, was einem 

nützt, selbst versagt. Der Neid narkoti-
siert den eigenen Genuss. Jetzt wird Asyl 
als Grund für Mindestsicherungskür-
zungen vorgeschoben, aber es trifft Be-
hinderte, Familien mit Kindern, pfle-
gende Angehörige und schadet damit 
allen. Durch den Neid auf die Flücht-
linge vergisst man das. Diese Verblen-
dung, dass der Neider lieber selbst auf et-
was verzichtet, als es dem Beneideten zu 
gönnen, schadet ihm selbst und nützt den 
weit Mächtigeren. Er ist ein Instrument, 
um diejenigen, die sich eigentlich zusam-
menschließen könnten um ihre eigene 
Lebenssituation zu verbessern, zu spalten.  
In der Notschlafstelle in Wien beginnen 
sich BewohnerInnen ausziehbare Wä-
schetrockner zu organisieren, die sie vor 
ihren Zimmerfenstern montieren, um 
ihre Hemden draußen zu trocknen. Die 
Zimmer sind eng, der Platz ist begrenzt, 
die Luft ist knapp. Soweit so sinnvoll. Die 
neuen Trockner lösen aber bei den An-
rainerInnen im Haus große Empörung 
aus. Wie schaut das aus? Im Hof? Was 
soll das? Die Notschlafstelle wird mit er-
bosten Anrufen bombardiert. Nach we-
nigen Tagen aber, wie von Zauberhand, 
wachsen aus den anderen Fenstern Im 
Hof dieselben ausziehbaren Trocknervor-
richtungen. Das ist offensichtlich keine so 
schlechte Idee. Finden auch die Anraine-
rInnen. Die Zimmer sind im gesamten 
billigen Altbau eher klein, so spart man 
Platz und hält die Feuchtigkeit draußen. 
Die wütenden Angriffe waren ab diesem 
Moment übrigens verflogen.

Die Bundesregierung hat sich also 
aus dem UN-Migrationspakt zu-

rückgezogen. Das stößt selbst in den 
Kernschichten der ÖVP sauer auf. Der 
Ausstieg wäre vielleicht die erste Bruch-
landung von Kanzler Kurz geworden, 
doch auch die Opposition zum Ausstieg 
wirkt planlos.
Als Vorsitzland der EU-Ratspräsident-
schaft war Österreich bei der Ausfor-
mulierung des Paktes federführend. Vor 
dem Rückzug haben wir noch eine Rei-
he von Verschärfungen hinein verhandelt. 
Das Ansehen Österreichs als verlässli-
cher Partner ist nach dem Abgang ange-
knackst. Der Schaden beträchtlich. Damit 
nicht genug. Ohne Not rechtfertigte die 
Bundesregierung den Rückzug mit der 
hanebüchenen Behauptung, der Migra-
tionspakt schaffe ein verbindliches Recht 
auf Migration. Aber im Pakt wird die nati-
onalstaatliche Hoheit auf dem Gebiet der 
Migration ausdrücklich anerkannt. Also 
verstieg sich die Staatsspitze in immer ab-
surdere juristische Erklärungen.
Warum der angeblich so begabte Kanzler 
das stümperhafte Narrativ aufgriff, weiß 
Gott allein. Hätte er den Rückzug mit po-
litischen Folgen und nicht juristisch be-
gründet, wäre die Volte unangreifbar, ihre 
Motive nachvollziehbar und glaubwürdig 
gewesen. Klarheit haben wir nun über die 
türkise Absicht, noch die eine oder andere 
Koalitionsperiode mit den Freiheitlichen 
anzuhängen. Im Gegensatz zu seinem 
Vorgänger Wolfgang Schüssel lässt Kurz 
den Junior nicht an der Hand verhungern, 

Martin Schenk ist Sozialexperte 

der Diakonie Österreich.
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der Notstandshilfe enteignet wird. Natio-
nalismus und Sozialabbau. 
Nicht minder schleierhaft ist die Strate-
gie der KritikerInnen. Anstatt die Welle 
zu reiten und für die Ziele des Paktes zu 
werben, tun auch sie so, als sei ein Beitritt 
zur Vereinbarung ohne Konsequenzen. 
In der Hoffnung, billige Punkte gegen die 
Regierung zu landen, bleibt deren zentra-
ler und falscher Claim unwidersprochen 
– die Umsetzung des Migrationspaktes 
müsse verhindert werden. Das Gegen-
teil ist der Fall: die meisten Forderun-
gen des Katalogs sind sinnvoll, nationa-
ler Widerstand dagegen muss gebrochen, 
die nationale Souveränität eingeschränkt 
werden. 
Das zeigen schon die Forderungen, mit 
der die Bundesregierung ihren Rück-
zug begründet. Darunter finden sich 
Dauerbrenner wie die Anstrengungen 
gegen „ethnic profiling“ – eine in libe-
ralen Demokratien verpönte und über-

man gönnt sich gegenseitig Tore. Türkis 
hält den Schuhlöffel, wenn die FPÖ den 
verhassten Multilateralismus torpediert. 
Im Gegenzug geben die Blauen nach, 
wenn ihr Klientel durch die Abschaffung 

Philipp Sonderegger ist 
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dies ineffiziente Polizeipraxis – oder die 
Aufklärung gegen rassistische Vorurtei-
le. Gänzlich absurd wird das türkis-blaue 
Bestreben, „nationale Eigenheiten“ gegen 
die Einmischung von außen zu schützen, 
wenn die internationale Gemeinschaft 
die „Zurverfügungstellung von Schulres-
sourcen“ oder die „Übernahme von Best 
Practice in der Integration“ anregt. Best 
Practice – sicher nicht mit uns! 
Aber der Irrsinn ist real. Der Pakt will 
unter anderem die Praxis beenden, Kin-
der einzusperren. Wenn es auch nicht 
mehr Schubhaft sondern gelinderes Mit-
tel heißt – Österreich trennt Zweijährige, 
wie jüngst, von ihrer Mutter und sperrt 
sie (mit dem Vater) ein. Als internationa-
le Menschenrechtsbewegung werden wir 
auch diese unmenschliche Praxis frü-
her oder später abstellen und viele ande-
re sinnvolle Ziele des Migrationspaktes 
durchsetzen. Und zwar gegen den Willen 
der Nationalstaaten.
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POPULÄRKULTUR

M eine Mutter, Schwester und ich 
hatten einen schönen Kurztrip 
in München und sind wieder auf 

dem Rückweg nachhause, nach Wien. Der 
Münchner Flughafen erscheint mir wie eine 
Ministadt, unzählige Eingänge, Rolltreppen 
und Gates. Zum ersten Mal in meinem Le-
ben komme ich auch mit einem Bodyscan-
ner in Berührung. Ich kannte diese mons-
trösen Geräte nur aus den Medien. Ich bin 
aufgeregt und beobachte die Leute vor mir 
genau, wie sich hinstellen und anstellen. Ich 
möchte die Prozedur schließlich schnell 
über mich ergehen lassen, denn wenn es et-
was gibt, was ich hasse, dann sind das defi-
nitiv Kontrollen am Flughafen. Selbst wenn 
ich nach dem Durchgehen durch den Me-
talldetektor gehe, nichts piept oder auf-
leuchtet, werde ich beiseite genommen und 
von oben nach unten abgetastet. Sicher-
heit ist ja schön und gut, wäre vielleicht toll 
wenn man mich zuerst grüßen und dann 
aufklären würde, was jetzt vorgenommen 
wird, anstatt wortlos mein Kopftuch zu be-
fingern und dann meine Fettröllchen ab-
zuklopfen. Aber zurück zum Bodyscanner 
in München. Ich bin jetzt endlich dran und 
muss mich auf die markierte Stelle mit ko-
misch angewinkelten Armen hinstellen. Es 
hat schon bei den Fluggästen vor mir lä-
cherlich ausgesehen, ich weiß, wie lächer-
lich ich gerade aussehe. Ich hab´s geschafft, 
ich bin sauber, ich werde nicht als Terroris-
tin deklariert. Wir legen einen halben Ma-
rathon hin auf dem Weg zu unserem Gate, 
machen es uns auf den Sitzmöglichkeiten 
bequem. Ich spiele auf meinem Handy rum, 

Neues aus der Parallelgesellschaft
Österreichische Muslime werden oft als religiöse Fanatiker oder als Parallelgesellschafter 

porträtiert, den Durchschnitt sucht man vergeblich. Ein persönlicher und humorvoller Blick 

auf den Alltag einer wienerisch-muslimischen Suderantin.

KOLUMNE: NOUR-EL-HOUDA KHELIFI

versuche die Zeit bis zum Boarding zu ver-
treiben. Aus dem Augenwinkel heraus sehe 
ich drei Beamte, auf ihrem T-Shirt steht fett 
„Zoll“ geschrieben, die Waffe an der Hüfte. 
„Wär ja richtig witzig jetzt, wenn die mich 
kontrollieren würden, weil ich ein Kopftuch 
trage.“, denke ich, lache in mich hinein und 
widme mich wieder meinem Sudoku. 

Bayrische Mikroagression

Plötzlich stehen zwei Gestalten vor mir, ich 
gucke hoch, es sind die Freunde und Hel-
fer in Grün. „Das hast du von deiner ver-
dammten Schwarzmalerei, Nour“, schießt 
es mir durch den Kopf, während der Zoll-
beamte, der ungefähr in meinem Alter ist, 
mich auf Bayrisch anspricht. „Ja, Grüß Gott, 
Passkontrolle bitte.“ Ich reiche ihm wortlos 
den Pass, versuche zu verstehen, was hier 
grade los ist. Er fragt mich, von wo ich kom-
me. Timbuktu wird’s nicht sein, wenn auf 
dem roten Pass der Adler zu sehen ist, will 
ich am liebsten antworten. Ich bleibe zivili-
siert und antworte „Österreich“. Er fragt er-

neut, von wo ich komme, diesmal antworte 
ich etwas genervter: Wien, in München ge-
wesen, wieder Wien. Durch all die Security-
Checks durchgegangen, um am Gate wieder 
kontrolliert zu werden? Diesen Menschen 
möchte ich gerne kennenlernen, der sich an 
all den Kontrollen durchschmuggeln kann, 
um an irgendeinem Gate zu chillen. Mis-
ter Zoll reicht mir meinen Pass wieder und 
geht. Kein Danke, kein auf Wiedersehen. Ich 
verstehe jetzt, warum der Rest von Deutsch-
land Bayern nicht mehr haben möchte. Ei-
nen Augenblick später sucht er sich seine 
nächsten Opfer aus, eine Gruppe jugendli-
cher Touristen aus dem asiatischen Raum, 
welche ihn aber nicht verstehen können. Er 
nimmt sie mit, um sie abseits in einem Kon-
trollraum zu befragen oder was auch immer. 
Ich bin noch immer geschockt, Mama und 
meine Schwester ebenso. Von allen anwe-
senden Fluggästen wurden genau die „zu-
fällig“ kontrolliert, die nicht dem Ideal der 
Mehrheitsgesellschaft entsprachen. Das regt 
mich noch während des Fluges auf. Sogar 
jetzt beim Tippen dieser Zeilen brodelt es in 
mir. Weil ich in dieser Situation damals zu 
perplex war, um diese Mikroagression sei-
tens des Beamten zu erkennen, nachzufra-
gen, warum ich kontrolliert werde, warum 
die Asiaten kontrolliert wurden. Kontrollen 
sind legitim, aber wenn sie auf optischen 
Merkmalen basieren und keinem tatsäch-
lichen Tatbestand, dann ist das alles andere 
als berechtigt. Sowas nennt sich dann Raci-
al Profiling. Abgesehen davon ist München 
ganz schön. Wie Wien. Schöne Städte, mit 
einigen gewöhnungsbedürftigen Menschen.  

Illustration: Petja Dimitrova
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SPOTLIGHT

A uthentisches Essen für ein brei-
tes Publikum und zugleich Men-
schen eine berufliche Perspektive 

geben: Das ist „Mumm’s“, ein Projekt, bei 
dem Mütter oder Hausfrauen, die gute Kö-
chinnen sind, auf Bestellung für Büros oder 
Events kochen. Initiiert wurde „Mumm’s“ 
vom „Verein zur Unterstützung multikul-
tureller Frauen“. Das Konzept funktioniert 
so: Man wählt online, welche Küche oder 
bestimmte Speisen man bevorzugt, danach 
kaufen die Mütter die nötigen Zutaten 
und machen sich ans Kochen. Beim Ein-
kauf wird nicht nur auf Regionalität und 
Bioprodukte gesetzt, sondern beim Aus-
liefern auch auf die Umwelt geachtet: das 
Essen wird in den Kochtöpfen geliefert, in 
denen es zubereitet wurde. Der Kopf hin-
ter diesem inkludierenden Bio- und Ze-
rowaste-Cateringservice ist Rami Ali. Der 
Politikwissenschaftler ist in der Forschung, 
der Erwachsenenbildung und der Radika-
lisierungsprävention tätig und betreibt 
„Mumm´s“ nebenbei. Motiviert hat Ali die 
Geschichte seiner eigenen Mutter, die jah-
relang erfolglos eine Anstellung gesucht 
hatte. „Es sollte etwas sein, das all diesen 
unterschiedlichen Frauen eine Möglich-
keit gibt, finanziell unabhängig zu werden“, 
erzählt Ali. Schließlich hätten diese Frau-
en meist jahrzehntelang Hausarbeit geleis-
tet – unbezahlt. Die meisten haben sich 
in dieser Arbeit ausgezeichnet, weswegen 
die Idee für „Mumm’s“ entstand. „Ich lie-
be es zu kochen und freue mich immer 
sehr, wenn andere mein Essen mögen“, sagt 
Hanan, eine der Mumm’s-Köchinnen, und 

Empowerment durch Kulinarik
Frauen die langjährig mit dem Haushalt beschäftigt waren, sehen 

nun einen unbürokratischen Weg beruflich wieder einzusteigen: beim 

Cateringservice „Mumm’s“.

NOUR-EL-HOUDA KHELIFI 

lacht: „Ich koche schon seit vielen Jahren 
für meine Familie und Freunde, aber die 
zahlen nicht.“ Ali erinnert sich, dass seine 
Freundinnen und Freunde immer wieder 
darüber diskutiert haben, welche Mutter 
denn am besten koche. „Deswegen wäre es 
schade, wenn all das fantastische Essen un-
probiert bleibt“, sagt der 25-Jährige. Mitt-
lerweile gibt es neben der arabischen Kü-
che in all ihren Facetten wie Syrisch oder 
Ägyptisch auch Mütter, die Kulinarik aus 
der Türkei, aus Bangladesch oder Sri Lan-
ka anbieten. 

Großlücke im Arbeitsmarkt

„Mumm’s“ setzt genau dort an, wo die Lü-
cke im Arbeitsmarkt liegt. Eine der vie-
len marginalisierten Gruppen am Arbeits-
markt sind immer noch Frauen um die 50 
mit multikulturellem Background und kei-
nen handfesten Deutschkenntnissen. Die-
sen Frauen bleibt meist nichts anderes üb-
rig als im Facility-Management tätig zu 
sein, als Putzfrau. Für Mütter, die in diesem 
Alter gerne nochmals oder erstmals beruf-

lich einsteigen möchten, ist es aber unre-
alistisch, einen neuen Beruf zu erlernen. 
„Mumm’s“ soll Frauen ermöglichen, zu ar-
beiten, und das auch mit ihrem Alltag ver-
einbaren zu können. Fatheya, eine der Kö-
chinnen, erzählt: „Mein Mann arbeitet jede 
Woche fast 50 Stunden. Um ihn zu unter-
stützen, habe ich lange einen Job gesucht, 
der mit den Schulzeiten unserer Kinder 
vereinbar ist – das war schwierig, auch weil 
mein Deutsch nicht so gut ist. Jetzt habe 
ich das gefunden und freue mich schon 
auf viele, die von meinem Essen kosten.“ 
Wichtiger Nebeneffekt des Projekts: den 
Müttern soll auch mehr finanzielle Unab-
hängigkeit ermöglicht werden. „Man kennt 
das einfach aus multikulturellen Commu-
nities, dass eine gewisse Abhängigkeit vom 
Mann da ist.“, erklärt Initiator Rami Ali. In 
der Gastronomie haben diese Frauen weni-
ge Chancen, Kochen und Ausliefern ist im-
mer noch eine prekär bezahlte Arbeit. Bei 
„Mumm’s“ möchte man den Frauen mehr 
bezahlen als in der Branche üblich. Die Lie-
feranten sind männlich, zumeist sind es die 
Söhne der Köchinnen, die ausliefern – eh-
renamtlich. Wenn Ali an die Zukunft denkt, 
dann wünscht er sich, dass das Projekt sich 
so entwickelt, dass nicht nur Großbestel-
lungen, sondern auch Einzellieferungen 
möglich werden. An den Ideen scheitere 
es bisher nicht, Hürden im Moment seien 
auf jeden Fall fehlende Ressourcen. „Und 
in Hinblick auf Empowerment und Sicher-
heit möchte ich, dass Mütter mit Mumm´s 
einen längerfristigen Arbeitsplatz haben“, 
sagt der 25-jährige Wiener. 

Rami Ali: Gründer des Bio- und Zerowaste-

Cateringservice „Mumm’s“.
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Die potente Frau / 
Feminismus sagt 
man nicht

Es geht offenbar nichts über ein 
hübsches, junges Gesicht, am 
besten am Buchcover. Wenn 
das bei einem Buch über Fe-
minismus eingesetzt wird (um 
bessere Verkaufszahlen zu er-
reichen?), macht das zumin-
dest stutzig. Vieles was die 
Journalistin Hanna Herbst in 
ihrem Buch schreibt, beson-
ders im Kapitel „Schlachtfeld 
Körper“, wird durch diese Auf-
machung unglaubwürdig. Was 
- wie der Verlag betont - Stär-
ke vermitteln soll, ist ziemlich 
Mainstream: Herbst präsentiert 
sich makellos, ganz den gängi-
gen Schönheitsnormen entspre-
chend. Die Autorin will ganz 
offensichtlich zuallererst über 
ihr Aussehen wahrgenommen 
werden, auch wenn sie kriti-
siert, dass Frauen darauf redu-
ziert werden. Das Layout des 
Buches ist erfrischend anders, 
doch wurde v.a. auf Verpackung 
und Marketing gesetzt. Denn 
auch wenn die einzelnen Ka-
pitel thematisch viel mehr bie-
ten als nur die MeToo-Debatte, 
darf am Inhalt noch gearbei-
tet werden, viele neue Gedan-
ken finden sich hier nicht. Viele 

Zudem schreibe die Debatte pa-
triarchales Denken fest, indem 
nur männliches Begehren om-
nipräsent sei, gegen das Frauen 
sich wehren müssten, während 
weibliches Begehren passiv bzw. 
nicht existent sei. Kulturhisto-
risch sei das eine alte Denkwei-
se, und erinnert etwa an Sig-
mund Freud. 

Herbst schreibt, dass es nicht 
jeder Frau möglich sei, sich zu 
wehren. Nicht jede Frau kön-
ne die Folgen ihres Neins tra-
gen, weil sie etwa auf den Job 
angewiesen sei. Auch Flaßpöh-
ler äußert sich zu dieser Frage, 
und meint, dass mit dieser Hal-
tung der Begriff der Autonomie 
ad absurdum geführt würde. 
Autonomie zeichne sich gera-
de dadurch aus, dass man Wi-
derstände in Kauf nehme, dass 
man Hindernisse überwinde, 
dass man tatsächlich auch Ri-
siken eingehe. Es sei noch nie 
einfach gewesen, Autonomie 
nicht nur zu fordern, sondern 
auch konkret zu leben. Dahin-
gehend seien auch Frauen ge-
fordert. 

Zentrale Aussage von Flaßpöh-
lers Buch ist, dass das Nein der 
Frauen gestärkt werden müs-
se. Genauso wichtig sei es da-
bei, sie in eine aktive, offensive 
Sexualität zu bringen und Auto-
nomie auch in anderen Lebens-
bereichen zu erwirken. Bisher 
erschöpfe sich die Debatte in 
Forderungen an den Mann, an 
den Staat. Der Diskurs sei ver-
härtet, auch deshalb, weil die 
Kommunikation ausschließ-
lich über die Öffentlichkeit lau-
fe. Flaßpöhler ruft Betroffene 
zum Handeln in der jeweiligen 
Situation auf, statt später einen 
Tweet abzusetzen. Das beurteilt 

BUCH

Textpassagen spiegeln stattdes-
sen leider den von sozialen Me-
dien gewohnten Selbstdarstel-
lungs- und Offenbarungskult. 

Vielleicht sollte Herbst das 
Buch der deutschen Philoso-
phin Svenja Flaßpöhler lesen. 
In ihrem Band „Die potente 
Frau“ bringt sie klipp und klar 
ihre Gedanken zur MeToo- 
Debatte auf den Punkt. Sie kri-
tisiert, dass der „Hashtag-Fe-
minismus“ trotz emanzipato-
rischen Willens patriarchale 
Denkmuster blindlings wie-
derhole und damit eben jene 
Wirklichkeit festschreibe, die 
er beklagt: Gegen sexuelle Be-
lästigung sind Frauen letztlich 
machtlos, wenn kein gesetzli-
cher Schutz gegeben ist. Prob-
lematisch sei, dass MeToo nicht 
differenziere, sondern unter 
dem Begriff sexualisierte Ge-
walt Situationen wie Vergewal-
tigung und Nötigung, in denen 
Frauen keine Handlungsoptio-
nen haben, ebenso subsumiert 
werden wie verbale Belästi-
gungen. Die sind zwar unange-
nehm, bieten Frauen aber sehr 
wohl Handlungsmöglichkeiten. 

sie als Rhetorik der reinen An-
klage. Auch Flaßpöhler weiß, 
das Handeln nicht in jeder Situ-
ation möglich ist, etwa im Fall 
von brutaler Gewalt , oder aus 
strukturellen Gründen, etwa, 
dass mehr Männer in Machtpo-
sitionen sitzen. Dabei kritisiert 
sie aber, dass oft die Frage aus-
geblendet werde, „was Frauen 
zur Festigung der männlichen 
Macht, die immerhin keines-
wegs mehr rechtlich legitimiert 
ist, selbst beitragen.“ Und die 
Autorin zweifelt auch daran, 
ob sexuelle Belästigung wirk-
lich das zentrale Problem für 
Frauen in der Gesellschaft ist 
und fragt sich, ob man sich mit 
derselben Intensität auch un-
gleichen Löhnen widmen wür-
de – um einzugestehen, dass ein 
hashtag „fürgeschlechtergerech-
tegehälter“ wohl nicht dieselbe 
Reichweite erreichen würde 
und für Medien weniger sexy 
wären als Berichte von Frauen, 
die „detailgenau schildern, wie 
sie von mächtigen Männern in 
Hotelzimmern belästigt oder 
genötigt wurden.“ Flaßpöhler 
sorgt jedenfalls für interessante 
Zwischenrufe in einem Empö-
rungsgetöse und zeigt, dass es 
bei dem Thema nicht nur um 
rechtliche Verschärfungen ge-
hen kann. (eba)

Svenja Flaßpöhler

Die potente Frau. Für eine neue 
Weiblichkeit
Ullstein Verlag 2018

48 Seiten, 8 Euro

Hanna Herbst

Feministin sagt man nicht
Brandstätter Verlag 2018

136 Seiten, 20 Euro
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Ende des  
Neoliberalismus

Stephan Schulmeister ist ein 
angenehmer, geduldiger Ge-
sprächspartner, er hatte in die-
sem Magazin auch einmal an 
einem Streitgespräch teilge-
nommen. Schulmeister ist ei-
ner der bekanntesten Ökono-

sei unvereinbar mit Demokra-
tie. Und die neoliberalen „The-
rapien“ für die Krisenhaftig-
keit unserer Zeit würden die 
„Krankheiten“ Arbeitslosigkeit, 
prekäre Beschäftigung, Staats-
verschuldung, soziale Unsicher-
heit und Armut nur verschlim-
mern. Gleich 20 solcher Thesen 
hat Schulmeister seinem Buch 
vorangestellt, und die Art, wie 
er sie auf den folgenden Seiten 
ausführen und belegen wird, 
lassen die Expertise des Autors 
erkennen. Nicht, weil sie sich 
so kompliziert lesen, sondern 
so verständlich und nachvoll-
ziehbar. Dass Schulmeister kein 
Freund des Finanzkapitalismus 
ist, sondern die Realwirtschaft 
– und damit verbunden eine 
Ökonomie, die auf einem Sozi-
almodell basiert – wieder stär-
ken will, ist eines der gewich-

BUCH

men dieses Landes und war 
40 Jahre lang Mitarbeiter am 
Wirtschaftsforschungsinstitut 
(WIFO). Geht es um den Neo-
liberalismus und seine Auswir-
kungen, erweist er sich aber als 
unerbittlicher Verfechter eines 
anderen Weges. So steht auch 
auf der Rückseite dieses Bu-
ches in großen Buchstaben zu 
lesen: „Am Ende einer Sack-
gasse muss man neue Wege su-
chen.“ Im Gegensatz zu vielen 
anderen Büchern, die eine Kri-
tik der ökonomischen Verhält-
nisse liefern, wählt Schulmeis-
ter einen breiteren Ansatz: Er 
beschreibt in glasklaren Sätzen, 
die sich zeitweise auch apodik-
tisch lesen, wie Ökonomie und 
Gesellschaft zusammenhängen. 
„Ethik und Moral“ hätten in 
dieser Weltanschauung keinen 
Platz. Das Primat des Marktes 

Am Peršmanhof 1945

Erinnerungen an eine Nacht, 
die nicht vergessen werden 
kann. Gedanken an die eigene 
Familie, die durch Mitglieder 
des SS- und Polizeiregiments 
ermordet wurde. Kärntner Slo-

GRAPHIC NOVEL

wenInnen, PartisanInnen, NS-
Diktatur. In der Graphic No-
vel von Evelyn Steinthaler und 
Verena Loisel werden die Ge-
schehnisse vom 25. April 1945 
am Peršmanhof illustriert. Nur 
wenige Tage, bevor die Gegend 
von den Alliierten befreit wur-
de, fand auf diesem Bauernhof 
eines der letzten Verbrechen 
der NS-Regierung an der Be-
völkerung in Kärnten statt. Elf 
Personen starben, drei über-
lebten – eine davon ist Ana Sa-
dovnik, die noch heute auf dem 
Peršmanhof – heute ein Muse-
um – lebt und sich als alte Frau 
an die Verbrechen jener Tage 
erinnert. 
Bereits im Prolog wird man 
von der Autorin in die dama-
lige Zeit zurückversetzt – beim 

Lesen taucht man tief ein und 
fühlt mit den dargestellten Per-
sonen mit. Der Peršmanhof 
und seine Umgebung waren 
damals wichtig für den Wider-
stand und die PartisanInnen, 
die am Hof ein und aus gingen. 
Als nach einem Viehdiebstahl 
Mitglieder des SS- und Poli-
zeiregiments den Peršmanhof 
stürmten, mussten die über-
raschten Partisanen in den an-
grenzenden Wald flüchten. Jene 
zwei Familien, die den Hof be-
wohnten, versteckten sich. Nach 
einem längeren Gefecht zog 
sich das SS- und Polizeiregi-
ment zurück. Sie beratschlag-
ten in einem nahegelegenen 
Bauernhof über die weitere 
Vorgehensweise und kamen 
dann zurück, um die Habselig-

keiten der Familien und Parti-
sanen zu rauben. Dann wurde 
der Schießbefehl zur Ermor-
dung der Familien erteilt und 
Freiwillige setzten die Exeku-
tion um, den Hof zündeten sie 
nachher an. Nur drei Kinder, 
gelang es, sich zu verstecken 
und in den Wald zu flüchten. 
Eine Geschichte, „die erzählt 
werden muss“. Eine Geschich-
te, die unbedingt gelesen wer-
den muss. Sie lässt einen beim 
Lesen nicht kalt. (Stefanie 
Humer)

Evelyn Steinthaler, Verena Loisel

Pers̆manhof. 25. April 1945
Bahoe Books, 2018

tigsten Argumente, dieses Buch 
zu lesen. Auch wenn Schul-
meister viele seiner LeserInnen 
wahrscheinlich nicht von den 
Schattenseiten des Neolibera-
lismus überzeugen muss, stellt 
man doch fest, dass in der Lite-
ratur eher selten ökonomische, 
politische, soziale und teils auch 
ökologische Aspekte so gründ-
lich und fordernd vorgedacht 
werden wie in dieser Publika-
tion. Theorie verbunden mit 
Empathie, in der über die sys-
temischen Betrachtungen der 
Mensch nie vergessen wird. Un-
bedingt lesenswert. (red)

Stephan Schulmeister

Der Weg zur Prosperität 
Ecowin Verlag 2018

480 Seiten, 28 Euro
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Viktor hilft

„Ich habe nur ein einziges Mal 
mit ihr geschlafen“, erzähl-
te Viktor, während er Kers-
tin umarmte. Anastasia kratzte 
draußen an der Tür und miau-
te empört, aber es gab Zeiten, in 
denen das Schlafzimmer für sie 
tabu war. (...) „Danach habe ich 

steht, verschiedene Gattungen 
zu überkreuzen. Schattenhaftes 
Beziehungsdrama; politische 
Betrachtung; Anklänge einer 
feinen, satirischen Humores-
ke; Splitter einer Autobiogra-
phie. Mühelos leitet Vertlib ei-
nen durch ein Leben, das nach 
und nach in Momentaufnah-
men aufgerollt wird. Vertlibs 
Protagonist Viktor arbeitet in 
einem mittelständischen Be-
trieb und nebenbei als Flücht-
lingshelfer. Seine Vergangen-
heit kehrt in Gestalt einer Frau 
namens Gudrun zurück, die 
ihre Tochter sucht, die angeb-
lich auch die von Viktor ist. Die 
Dinge verkomplizieren sich, 
weil die Tochter bei einer Frau 
untergekommen sein soll, die 
eine rechte Online-Zeitschrift 
namens Weiberpower betreibt, 
die früher einmal links und fe-

BUCH

sie nur noch zweimal getrof-
fen.“ „Warum?“, fragte Kerstin. 
„Einmal gingen wir tatsäch-
lich in eines jener Gasthäuser 
an der Alten Donau, die sie so 
mochte. Sie freute sich sehr da-
rüber, die vielen Gelsen eben-
falls.“ „Du meinst Mücken, 
nicht wahr?“ „Nimm diesen 
Insekten bitte nicht ihre regio-
nale Identität!“ – Etwas später 
in diesem jüngsten Buch von 
Vladimir Vertlib tritt die Titel-
figur Viktor andernorts in Ak-
tion. Das liest sich so: „We have 
no free beds!“, sagte der Iraner 
mit scharfer Stimme und warf 
den Zigarettenstummel auf 
den Boden. „It’s full!“ – „Oh, 
come on!“, protestierte Viktor. 
„Are you kidding?“ – „No free 
beds. Full!“, wiederholte der Ira-
ner... – Vladimir Vertlib ist ein 
Erzähler, der es fabelhaft ver-

Cyberwar

Dort, wo die wenigsten Fakten 
verfügbar sind, ist es wohl am 
schwersten, sachlich zu bleiben. 
Ein Buch über Cyberwar, über 
die Gefahren im Netz, über Ge-
heimdienste und Hacker-An-

BUCH

griffe auf hochsensible Unter-
nehmensnetzwerke ist für sich 
schon eine Einladung, Spekula-
tionen wuchern zu lassen. An-
ders Constanze Kurz und Frank 
Rieger, die eine im Tonfall aus-
gesprochen sachliche, akribisch 
und systematisch angelegte Pu-
blikation vorlegen. Sie beschrei-
ben eine Welt, die sich aufgrund 
ihrer Vorgänge und des ihr eige-
nen Vokabulars immer wieder 
recht fremd anfühlt. Während 
das Internet in den vergange-
nen Jahren auf vielfache Weise 
theoretisiert wurde, geht es hier 
um ein Segment, das weniger oft 
in der Literatur bearbeitet wird. 
Dabei ist die Frage der eigenen 
Verwundbarkeit durchaus na-
heliegend. Es sind „die Russen“, 
die in den vergangenen Jahren 

immer wieder in die Medien 
gerieten. Wenn es um Wahlbe-
einflussung durch computerge-
nerierte Massenpostings ging, 
um Virenangriffe, um Spiona-
ge. Kurz/Riegler, versuchen ei-
nen Blick hinter diese Kulisse 
zu werfen und zu erklären, wel-
che staatlichen oder vom Staat 
tolerierten Gruppierungen da-
für zuständig sind und wie die 
Ressourcen der russischen Ge-
heimdienste in diesem Bereich 
sind. Das liest sich durchwegs 
spannend, und lässt Meldun-
gen in den Medien etwas we-
niger nebulos erscheinen. Die 
AutorInnen versuchen aber im-
mer, auch die politische Perspek-
tive solcher Erzählungen zu be-
rücksichtigen und gehen auch 
auf Aktivitäten Chinas und der 

USA ein. Sie ordnen dabei die 
unterschiedlichen Interessen der 
Großmächte, die sich von Indus-
triespionage bis zu Destabilisie-
rung unterscheiden. Seit Edward 
Snowden, der wertvolle Einbli-
cke in die US-Geheimdienste 
NSA und CIA und ihr britisches 
Pendant GCHQ ermöglichte, ist 
über westliche Geheimdienste 
wesentlich mehr an Wissen vor-
handen als über russische. „Cy-
berwar“ ist ein erhellendes Buch 
über die dunklen Aktivitäten im 
Netz und die Schwierigkeiten, 
sie zu orten. (red)

Constanze Kurz, Frank Rieger

Cyberwar – Die Gefahr aus 
dem Netz 
C. Bertelsmann Verlag, 2018

288 Seiten, 20,60 Euro

ministisch war und nun rechts-
radikal mit AfD-Nähe. „Viktor 
hilft“ führt einen in ein Bio-
top, das von erstaunlichen Fi-
guren bevölkert ist und schafft 
es dabei stets, gesellschaftliche 
Bezüge nicht beliebig werden 
zu lassen. Dazu greift Vertlib 
auch auf die „Flüchtlingskri-
se“ von 2015 zurück und ver-
steht es, das Narrativ darüber 
für seine Geschichte aufzuspal-
ten und produktiv zu machen. 
Die Kunst von „Viktor hilft“ ist, 
sich nicht von den großen poli-
tischen Themen lenken zu las-
sen, sondern scheinbar ungefil-
tert aus dem Leben zu erzählen. 
(red)

Vladimir Vertlib

Viktor hilft
Deuticker Verlag, 2018

288 Seiten, 23,70 Euro
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Stix

Mit schöner Präzision folgt die 
Kamera zu Beginn zwei Berber-
affen, die geschmeidig Beton-
simse und Zäune überwinden 
und die Stadt erkunden. Affen in 
der Stadt? Auch wenn „Styx“ sei-
nen Ausgang von der britischen 
Exklave Gibraltar nimmt, darf 
dieses Intro als Vorwarnung für 
Kommendes verstanden wer-
den. Eine Art Kollision kündigt 
sich an, die sich kurz darauf in 
einem Autounfall manifestiert. 
Rike (Susanne Wolf) ist Notärz-
tin und wird mit der gleichen 
entschiedenen Genauigkeit am 
Unfallort tätig, wie sie das kur-
ze Zeit später auf ihrer Segel-
yacht tut. Sie macht sich auf, um 
im Südatlantik eine Insel zu be-
reisen, auf der einst Darwin ei-
nen künstlichen Urwald ge-

haptisches Erleben. Auch wenn 
man sich nicht zufällig an „All is 
Lost“ mit Robert Redford erin-
nert fühlt, ist „Styx“ zwar hoch-
konzentriertes Kino, aber nicht 
als Katastrophenfilm konzipiert. 
Fischer versteht es, die Weite des 
Raumes – das Meer wirkt un-
heimlich genug, wenn Rike ihr 
Boot zum Schwimmen verlässt 
– und die beindruckende Si-
cherheit der Handgriffe dieser 
Seglerin zu verbinden. Susan-
ne Wolf hat großen Anteil an 

FILM

pflanzt hatte. Auf ihrer Route 
wird sie schließlich auf ein ha-
variertes Schiff stoßen, auf dem 
Geflüchtete aus Afrika in eine 
Notlage geraten sind. Die Frage, 
die der Film stellt, ist keine ein-
fache: Wie reagiert man in so ei-
ner Situation? „Styx“ von Wolf-
gang Fischer ist eine Arbeit wie 
für das Kino geschaffen. Fischer 
erliegt keiner Verlockung, sei-
ne reduzierte Handlung durch 
Sensationen aufzufetten und 
schafft dennoch ein geradezu 

Joy

Prostitution, Frauenhandel... 
Regisseurin Sudabeh Mortezai 
hat nach ihrem ersten Spiel-
film „Macondo“ kein einfa-
ches Terrain für ihren nächs-
ten Film gewählt. „Joy“ taucht 
ein in eine Gruppe nigeriani-
scher Frauen, die in Österreich 
als Prostituierte arbeiten und 
von einer „Madame“ kontrol-
liert werden. Jüngster Zugang 
ist die junge, verloren wirkende 
Precious, um die sich die erfah-
rene Joy ein wenig kümmert. 
Was an „Joy“ gleich auffällt, ist 
die Perspektive des Films. Wäh-
rend Sexarbeit nicht selten An-
lass für spekulative Inszenie-
rungen bietet, treibt „Joy“ das 
Geschehen ganz aus der Sicht 

FILM

der beiden Frauen voran. Damit 
erklärt sich auch, wie es gelingt, 
die Härten einiger Szenen spür-
bar zu machen, ohne sie auf ex-
plizite oder exploitative Weise 
zu inszenieren. In einem Eu-
ropa, das man selten so nacht-
schwarz erlebt hat wie hier, 
baut sich im Lauf der Ereignis-
se zunehmend ein Kontrast auf: 

zwischen den völlig überzogen 
wirkenden Erwartungen der ni-
gerianischen Angehörigen und 
jenen, die es bis in das gelob-
te Europa geschafft haben. Ein 
Dilemma, dem schwer zu ent-
kommen ist. Dem Alltag von 
Joy und Precious folgt Mortezai 
mit einem dringlichen Bezug 
zur Realität und stößt dabei im-

mer neue Türen auf. So erklärt 
sich etwa die Frage, warum die 
Frauen gegen ihre Ausbeutung 
nicht revoltieren, einerseits 
durch die repressiven Verhält-
nisse – sie alle sind illegal in 
Österreich –, andererseits aber 
auch durch eine schwere Last, 
die sie aus Afrika mitgenom-
men haben. In einer bizarren 
Szene zu Beginn des Films ist 
ein Juju-Priester zu sehen, der 
in einem Ritual, das an Voo-
doo erinnert, Fingernägel oder 
Haare einer Person als Pfand 
entgegennimmt, bis man sei-
ne finanzielle Schuld beglichen 
hat. Der Priester ist Schutz und 
Fluch zugleich, und die Frauen 
in Europa glauben fest an seine 
Kraft. „Joy“ startet am 18. Jän-
ner in den Kinos. (gun)

der Wirkung dieses Films. Wür-
de man ein Klischee bedienen, 
könnte man sagen, hier ist deut-
sche Gründlichkeit am Werk, die 
auch vor aufziehenden Stürmen 
nicht kapituliert. Die Justierung 
der Geräte, das Anlegen der 
Sturmkleidung, das Verstauen 
des Geschirrs, nichts scheint in 
diesen Bildern dem Zufall über-
lassen. Mit dem Auftauchen der 
Flüchtlinge ist das plötzlich an-
ders, alles gerät aus dem Lot. 
Und die Allegorie des High-
Tech-Bootes plus der Athletik 
dieser Frau auf der einen Seite 
und der augenscheinlichen Not 
der auf dem Kahn treibenden 
Menschen auf der anderen Sei-
te wird als Verweis auf das Kräf-
teverhältnis zwischen Europa 
und Afrika noch einmal deut-
lich. Ab 23. November in den 
Kinos. (gun)
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Ich und die Anderen

„Wir leben in einer pluralisier-
ten Gesellschaft. Das ist nicht 
nur ein relativ neues Faktum. 
Das ist auch ein unhintergeh-
bares Faktum: Es gibt keinen 
Weg zurück in eine nicht-plu-
ralisierte, in eine homogene Ge-
sellschaft. Das ist eine einfache 

te nachvollziehbar zu machen. 
Schon allein dieser Teil liest sich 
ebenso anregend wie er in sei-
nen Gedanken verständlich er-
klärt ist. In der Folge skizziert 
die Autorin die Grundzüge der 
Pluralisierung der Gesellschaft 
auf drei Feldern: dem religiö-
sen, dem politischen und dem 
kulturellen. Dabei bleibt sie so 
anschaulich wie möglich. Etwa 
das Beispiel der US-amerika-
nischen Scheune. Durch die-
se mussten Neuankömmlinge 
in einem Ritual gehen, um auf 
der anderen Seite als Amerika-
ner herauszukommen. In der 
Scheune hatten sie ihre Trach-
ten abgelegt. Diese Scheune gibt 
es auch heute noch, so Charim, 
und zwar in unseren Köpfen, wo 
sie unsere Vorstellung von Mi-
gration prägt. Das funktioniert 
so, dass gesellschaftliche Vielfalt 

BUCH

Feststellung.“ So beginnt Isol-
de Charim ihr Buch „Ich und 
die Anderen“ und beschreibt 
dabei indirekt auch, auf welch 
ungeheure Weise sich die Welt 
innerhalb einer Generation ver-
ändert hat. Der Blick auf das, 
was Selbstverständlich ist, fällt 
oft besonders schwer. Charims 
selbstgestellte Aufgabe ist es 
nun, zu ergründen, was die plu-
ralisierte Gesellschaft eigent-
lich ist? Sie kommt auf den Be-
griff der Nation zu sprechen, der 
mehr vom Anspruch auf Ho-
mogenität erzählt als von de-
ren Verwirklichung. Ausgehend 
von dieser immerhin „funkti-
onsfähigen Fiktion“ der Nation 
tastet sich Charim an Begriffen 
wie Identität und Demokratie 
entlang, um Prozesse der gesell-
schaftlichen Individualisierung 
innerhalb politischer Konstruk-

Angelo

Als sich der „Hofmohr“ Ange-
lo gelehrig zeigt, äußert sich die 
Comtesse (Alba Rohrwacher) 
über ihn wie über ein Kunst-
werk: „Ich glaube, jetzt bist du 
perfekt.“ Als Kind bekam er 
auch den Stock zu spüren. Da 
hieß es: „Auch Engel können 
fallen.“ Markus Schleinzers 
Historienfilm „Angelo“ skiz-
ziert das Leben des aus Nigeria 
verschleppten Kindes, das in 
Europa mehrfach „verschenkt“ 
wurde und schließlich in Wien 
in der Zeit von Maria There-
sia aufwuchs. Der Film teilt das 
Leben Angelos in drei Akte: Als 
Kind, als Mann, als Greis. Auf 
Augenhöhe begegnet man ihm 
in diesem Film nie. Schlein-

FILM

zer versteht sich darauf, in sei-
nen Bildkompositionen die 
Andersartigkeit seines Prot-
agonisten aus Sicht der Wie-
ner Gesellschaft herauszustrei-
chen. Mal sieht man Angelo in 
glänzender Robe auf einem Po-
dest rezitierend, dann auf einer 
Bühne, oder in ein purpurrotes 
Gewand gesteckt, wie er hinter 

seiner Majestät durch den Wald 
streift. Angelo ist exponiert, er 
steht vor oder hinter jemanden, 
aber wird nie Teil seiner Umge-
bung. Der Blick ruht auf ihm, 
mal wohlwollend, mal miss-
trauisch, mal anerkennend, aber 
es ist nie ein Blick auf Augen-
höhe. Damit streift dieser Film 
ganz nebenbei die stets virulen-

te Frage über den Umgang mit 
Minderheiten, der immer auch 
etwas über die Mehrheitsgesell-
schaft selbst aussagt. So auch 
hier: Angelo Soliman war laut 
Wikipedia ein Kammerdie-
ner, Prinzenerzieher und Frei-
maurer. Er erlangte im Wien 
des  18. Jahrhunderts  zu Leb-
zeiten Berühmtheit. Nach sei-
nem Tod präparierte man sei-
nen Körper und stellte ihn aus. 
Im Film lässt sich das Leben 
Angelos demgemäß als Pro-
zess nachvollziehen: erst die 
Menschwerdung, die wohlwol-
lende Duldung in der Wiener 
Gesellschaft, und nach seinem 
Tod die Rückstufung auf den 
Status des edlen Wilden. Ba-
rock-Geschichte einmal anders. 
Kinostart: 9. November (gun)

eine Ansammlung unterschied-
licher Kulturen und Religionen 
sei. Eine Art additive Logik, nach 
der immer jemand Neuer dazu 
stößt. Einer der Grundgedan-
ken von „Ich und die Anderen“ 
betrifft nun aber genau das Ver-
hältnis der Individuen innerhalb 
einer Gesellschaft. Diese besteht 
nicht aus der Ko-Existenz auto-
nomer Teile, sondern in einer in 
alle Richtungen verändernden 
Kraft, durch die sich in der Plu-
ralisierung eben alle verändern. 
Eine erhellende Lektüre, für An-
hänger rechter Identitätspolitik 
so etwas wie ein verstörender 
Faktencheck. (red)

Isolde Charim

Ich und die Anderen. Wie die neue 
Pluralisierung uns alle verändert
Zsolnay Verlag, 2018

224 Seiten, 22,70 Euro
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Der gute Deutsche

Die-Zeit-Herausgeber Josef Joffe 
schreibt eine Geschichte der 
deutschen Bundesrepublik und 
vergleicht diese durchaus origi-
nell mit einem Bildungsroman, 
in dem am Ende die Läuterung 
des Helden steht. Joffe: „Das vor- 
liegende Buch ist offenkundig 

seiner Verantwortung zu stellen. 
Wie gewohnt rhetorisch brillant, 
von einem bildungsbürgerlichen 
Verständnis getragen, trägt Jof-
fe mit vielen markanten Details 
eine Erfolgsgeschichte Deutsch-
lands zusammen, die sich wie 
ein Gegenentwurf zu den oft 
pessimistisch anmutenden Be-
standsaufnahmen solcher ge-
sellschaftlicher Entwicklungen 
ausnehmen. Und tatsächlich 
vermag der Autor dieser Co-
ming-of-Age-Geschichte von 
der Überwindung des Dritten 
Reiches bis zur Herausbildung 
eines vorbildhaften Rechtsstaa-
tes, vom Wirtschaftswunder bis 
zur Friedensmacht, von der ge-
lungenen Wiedervereinigung 
und einer neuen Israel-Politik 
eine ganze Reihe an Glanzlich-
tern zu nennen. Deutschland 
analog zu einem Bildungsroman 

BUCH

kein Bildungsroman, aber die 
Karriere der Zweiten Deutschen 
Republik liest sich wie einer. 
Denn der Held durchläuft all 
die klassischen Stadien des Ent-
wicklungsromans – und mehr: 
Ungemach und Unglück, das 
Leben mit der geerbten Schuld, 
die Vormundschaft der gestren-
gen Besatzer, der Wille zur Bes-
serung, die Versuchungen der 
Neutralität zwischen Ost und 
West, die mörderischen Krisen 
des Kalten Krieges. Über allem 
schwebte die zentrale Frage (...) 
Wer bin ich, wer will ich sein – 
neudeutsch: Was ist meine Iden-
tität?“ Die Antwort findet Joffe 
in einem Staat, den er eine „mo-
ralische Supermacht“ nennt. 
Als wäre es der  soll es nun aber 
Schluss sein, so Joffe, der dafür 
plädiert, den „moralisierenden 
Gestus“ aufzugeben und sich 

No More Bullshit

Nicht nur an Frauen gerichtet, 
setzt sich dieses Handbuch, das 
vom Frauennetzwerk Sorority 
herausgegeben wurde, mit se-
xistischen Halbwahrheiten und 
Stammtischparolen auseinander 

BUCH

und zeigt dabei auf, wie festge-
fahren Argumente und Einstel-
lungen sein können. Entstanden 
durch die Veranstaltungsrei-
he „no more bullshit!“, bei der 
hartnäckige Vorurteile zusam-
mengetragen und diskutiert 
wurden, soll dieses Handbuch 
zur Sensibilisierung von Sexis-
mus beitragen. Dabei wird mit 
unterschiedlichen Beiträgen 
von Sorority-Mitgliedern aus 
Wissenschaft, Kunst usw. ein 
weitreichendes Bild gezeich-
net. Es bietet Tipps und Argu-
mente im Fall von Gender Pay 
Gaps, fehlenden Einladungen 
von Frauen zu Podiumsdiskus-
sionen, oder wie man am besten 
gegen das Bild von karrieregei-
len Rabenmüttern angekämpft. 
Ausgangspunkt der Publika-

tion ist das Faktum, dass Se-
xismus alltäglich geworden 
ist. Der erste Teil setzt den Fo-
kus auf Tipps, Ratschläge und 
Strategien, um erfolgreich da-
mit umgehen und in Diskus-
sionen reagieren zu können. 
Im zweiten Teil werden unter-
schiedliche Mythen aufgelistet 
und diesen Fakten und Hinter-
grundinformationen entgegen-
gestellt. Im abschließenden drit-
ten Teil folgt ein Resümee. Als 
Autorinnen konnten Vertrete-
rinnen aus den Bereichen der 
Wirtschaft, der Wissenschaft 
und der Kunst gewonnen wer-
den, darunter Stefanie Sargna-
gel in gewohnt gewitzter Manier 
oder die Rapperin Lady Bitch 
Ray, die sowohl mit einer Kritik 
am frauenfeindlichen akademi-

schen Betrieb wie auch am Be-
griff des Feminismus aufwartet. 
Ein dynamisches und junges 
Buch, das Frauen ermutigt, für 
ihre Rechte einzutreten und 
für sich als Person zu kämpfen. 
Bullshit destroyed, garantiert! 
(Stefanie Humer)

Sorority 

No More Bullshit 
Kremayr & Scheriau, 2018

zu setzen hat zweifellos seinen 
Reiz. Das bedeutet aber auch, 
Ereignisse einem bestimmten 
Narrativ unterzuordnen, also 
so zu gewichten und zu bewer-
ten, dass sie die große Erzählung 
nicht wesentlich stören. Der in-
tellektuellen Lust steht dabei die 
bewusste Reduktion konterka-
rierender Elemente gegenüber. 
Etwa wenn es darum geht, das 
nun moralisch gereifte Deutsch-
land mit dem aufkommenden 
Rechtspopulismus der AfD ab-
zuwägen. Joffes Vertrauen in die 
moralische Supermacht scheint 
auch in diesem Punkt ungebro-
chen. (red)

Josef Joffe

Der gute Deutsche. Die Karriere 
einer moralischen Supermacht
C. Bertelsmann Verlag, 2018

256 Seiten, 20 Euro
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SOS MITMENSCH

SOS Mitmensch hat erstmals in Österreich 
eine Erhebung zum Wissensstand von 
SchülerInnen über Mädchen- und Frau-
enrechte durchgeführt. Die Studie zeigt, 
dass es unter 13- bis 15-jährigen Mädchen 
und Burschen einen enormen Rückhalt für 
Frauenrechte und große Wissbegier gibt. 
Zugleich stellten wir aber auch erhebliche 
Wissenslücken fest, die die jungen Men-
schen sehr verwundbar machen. 
Die überwältigende Mehrheit, nämlich 96 
Prozent, gab an, Mädchenrechte und Frau-
enrechte als wichtig zu erachten. Allerdings 
sagten über 40 Prozent, dass sie im Unter-
richt noch nie über Frauenrechte gespro-

SOS Mitmensch kämpft gemeinsam mit 
vielen UnterstützerInnen gegen die Kür-
zung der Mindestsicherung. Auch die Not-
standshilfe soll beendet und durch ein 
teilweise radikal gekürztes, neues Mindest-
sicherungsmodell ersetzen. Damit drohen 
tiefe Risse im sozialen Netz mit unabseh-
baren Auswirkungen. Kinder, ältere und 
pflegebedürftige Menschen, Menschen 
mit Behinderungen sowie Menschen ohne 

TEXT: ALEXANDER POLLAK

Sozialeinschnitte auf Kosten der Schwächsten.

PolitikerInnen im Reality-Check.
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Pflichtschulabschluss bzw. mit Fluchtge-
schichte wird es nach den Plänen der Bun-
desregierung besonders hart treffen. 
Wir betreiben daher bereits seit Wochen 
mittels Infoständen intensive Aufklärungs-
arbeit. Auf unserer Webseite finden sich 25 
Antworten zu den drängendsten Fragen 
über das Armutsverschärfungspaket. Un-
terzeichnen Sie unsere Protestinitiative!

ben. Mehr als die Hälfte der Befragten ist in 
der Schule noch nie mit dem Thema Mob-
bing und Gewalt gegen Mädchen und Frau-
en konfrontiert worden. Knapp die Hälfte 
hat bislang keine Informationen über häus-
liche Gewalt erhalten. Und etwa ein Drit-
tel hat keine Infos zu gleichen Rechten von 
Frauen und Männern erhalten.
Deshalb ruft SOS Mitmensch zu einer In-
formationsoffensive an allen Schulen auf. 
In Gesprächen mit Ministerien und Lan-
desschulstellen wollen wir erreichen, dass 
junge Menschen in ihrem Bewusstsein ge-
stärkt und sensibilisiert werden. Mehr Infos 
zur Studie: www.sosmitmensch.at

SOZIALES

Mindestsicherung und Notstandshilfe in Gefahr

chen hätten oder sich nicht mehr daran 
erinnern. Zwei Drittel gaben an, noch nie 
Infos über Beratungsstellen erhalten zu ha-

UN-Pakt für gere-
gelte Migration
unterzeichnen

Rechtsextremisten treiben den 
Bundeskanzler vor sich her und 
bringen ihn dazu, den UN-Pakt 
für geregelte Migration zu boy-
kottieren. Die Regierung öffnet 
damit das Tor für Extremisten in 
ganz Europa, ebenfalls gegen den 
Pakt mobil zu machen. Wer ihn 
dennoch unterzeichnen möchte, 
kann das über die Webseite der 
Initiative „aufstehn“ tun.

Polizei
inseriert in 
Hetzmedien 
Die Regierung ruft zum „Kampf 
gegen Hass“ auf, doch gleichzei-
tig finanzieren Ministerien mittels 
Inseratenschaltungen Medien, die 
Verschwörungstheorien und Het-
ze verbreiten. Das Innenministe-
rium geht sogar so weit, Polizei-
rekruten in solchen Medien zu 
suchen. Umso wichtiger ist zivil-
gesellschaftliche Wachsamkeit.

Wie lange 
kommen Sie mit 
150 Euro aus? 

In einem von SOS Mitmensch 
gedrehten Video geben Spitzen-
politikerInnen zu, dass sie nur 
wenige Tage mit 150 Euro aus-
kommen. Anlass des Videodrehs 
waren Aussagen von Sozialmi-
nisterin Beate Hartinger-Klein, 
wonach man in Österreich mit 
monatlich 150 Euro problemlos 
auskommen könne, wenn man 
eine Wohnung hat.

Pressekonferenz zu Frauen- und Mädchen-
rechten.

FRAUENRECHTE

Umfrage unter SchülerInnen zu Mädchen- und Frauenrechten
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Der Fall der sexuellen Belästigung von Si-
grid Maurer durch obszöne Nachrichten 
aus einem Bierladen als auch die nachfol-
gende strafgerichtliche, nicht rechtskräfti-
ge Verurteilung der Belästigten haben er-
hebliche Diskussionen in der Öffentlichkeit 
verursacht. 
Nähert man sich der Diskussion aus grund-
rechtlicher Perspektive, wird klar, dass hier 
zwei geschützte Rechtsgüter miteinan-
der kollidieren: Das Recht der Betroffe-
nen, sich gegen sexuelle Übergriffe effektiv 
wehren zu können, und das Recht des be-
zichtigten Mannes auf Wahrung seines gu-
ten Rufes. Hinweise, dass Frau Maurer ihr 
Posting nur ein bisschen anders formulie-
ren hätte müssen, sind aber ebenso wenig 
hilfreich, wie das Aufzeigen verblüffender 
orthographischer Besonderheiten der be-
lästigenden Nachrichten mit sonstigen Pos-
tings des Bierladenbetreibers. Wer sich auf 
diese Ebene der Debatte einlässt, mutet der 
betroffenen Frau zu, sich entweder in den 
Details der medienrechtlichen Zulässigkeit 
einer Äußerung auszukennen, oder die Be-
weislast für die Täterschaft des mutmaßli-
chen Belästigers tragen zu müssen, wie dies 
– allerdings in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht – in der mündlichen Be-
gründung des gegen sie ergangenen Urteils 
erfolgt ist. Was das gegen Sigrid Maurer er-
gangene Urteil rechtspolitisch so unerträg-
lich macht, ist der bleibende Eindruck, dass 
hier eine Frau zum doppelten Opfer ge-

ANDERE ÜBER …

KOMMENTAR

Sexuelle Belästigung 
im Internet
Das gegen Sigrid Maurer ergangene Urteil ist rechtspolitisch 

unerträglich. Was kann der Gesetzgeber tun? 

KOMMENTAR: MICHAEL PILZ

ZUR PERSON

Michael Pilz

Michael Pilz, geboren 1964 in Linz, ist 
seit 1995 als Rechtsanwalt tätig. Er arbei-
tet als Medienanwalt in Wien. www.jus.at 

macht wird: Opfer des sexuellen Übergriffs 
und Opfer der darauffolgenden Strafjustiz.
Die neuen sozialen Medien unterliegen 
den Vorschriften des Medienrechts (vgl. § 
1 Abs. 1 Zif. 1 MedienG). Wer jemand an-
deren in diesen Medien an den Pranger 
der Öffentlichkeit stellt, muss daher ge-
wärtig sein, dass ihn die – zum Schutze der 
Grundrechte Betroffener in das Medienge-
setz eingeführten! – Rechte und Pflichten 
des Inhabers eines Massenmediums tref-
fen. Dies sollte aber nicht dazu führen, 
dass künftig jedermann sich hinter einem 
elektronischen Account mit dem Hinweis 
verstecken darf, dass er zur fraglichen Zeit 
nicht an seinem Computer gesessen sei. 
Der bestehenden medienrechtlichen Haf-
tung des Nutzers von neuen sozialen Me-
dien könnte daher durch gesetzliche An-
passungen eine Gefährdungshaftung der 
Inhaber von Accounts für die Übermitt-
lung von elektronischen Nachrichten ge-
genüber gestellt werden: Wer einen solchen 
Account zum Versand eigener Nachrichten 
nutzt, soll für die von dort verschickten 
Mitteilungen haften, sofern er nicht nach-
weist, dass der Versand tatsächlich durch 
einen Dritten erfolgt ist.
In Zeiten des elektronischen Postversands 
gehen wir meist ganz selbstverständlich 
von der Authentizität einer elektronischen 
Nachricht aus und prüfen in der Regel 
nicht nach, ob sie tatsächlich vom Absen-
der stammt. Der Account-Inhaber würde 

bei Schaffung einer persönlichen Verant-
wortlichkeit für die von seinem Postfach 
aus versandten Nachrichten gehalten sein, 
den Zugang Dritter zu seinem Account zu 
kontrollieren und könnte sich nicht mehr 
hinter guten oder weniger guten Ausreden 
verstecken; kann er aber plausibel machen, 
dass eine Nachricht tatsächlich nicht von 
ihm verschickt wurde, soll er auch nicht für 
sie verantwortlich sein.
Bei der Kollision von Grundrechten muss 
der Rechtsanwender immer eine Interes-
senabwägung vornehmen, denn die Frei-
heit des einen endet bekanntlich dort, wo 
die Freiheit des anderen beginnt. Führt dies 
aber nach geltendem Recht – wie die bishe-
rigen Entwicklungen im Falle Sigrid Mau-
rer zu zeigen scheinen – zu unbilligen Er-
gebnissen, muss der Gesetzgeber – losgelöst 
vom Einzelfall – über ein besseres Recht 
nachdenken. Dass Frauen sich vor Bestra-
fung fürchten müssen, wenn sie erfolgte se-
xuelle Übergriffe aufzeigen, ist nach #metoo
jedenfalls kein Ergebnis, das heute noch 
hingenommen werden dürfte.
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